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SKANDALÖSE UNGERECHTIGKEIT.
Seit dem 1.1.2001 gilt eine neue Unter-
haltsregelung, die angeblich das Exis-
tenzminimum für die Kinder Alleinerzie-
hender sicherstellen soll. Tatsächlich ist
dies nur teilweise der Fall.Hervorzuheben
ist an der Regelung vor allem, dass Men-
schen – vor allem wohl Männer – mit Nie-
driglohn, d.h. einem Einkommen von un-
ter 2.400 DM netto, deutlich mehr zahlen
als bisher, während Besserverdienende
mit einem Nettoeinkommen von mehr als
3.900 DM soviel zahlen wie bisher. Bisher
konnten Unterhaltszahlende die Hälfte
des Kindergeldes von 270 DM, also 135
DM, für das erste Kind bei den Zahlungen
anrechnen. Das ist nun für Unterhalts-
leistende mit einem Nettoeinkommen un-
ter 2.400 DM gar nicht mehr und für  die
mit einem Nettoeinkommen zwischen
2.400 und 3.900 nur noch teilweise mög-
lich. Das folgende Beispiel macht die neue
Ungerechtigkeit deutlich: Ein Vater, der
zwischen 3.900 und 4.300 DM netto im
Monat verdient, muss für seine 11-jährige
Tochter das für diese Einkommensklasse
geltende Existenzminimum von 582 DM
zahlen, kann jedoch das Kindergeld zur
Hälfte anrechnen und zahlt damit nur 447
DM. Wer unter 2.400 DM netto verdient,
musste bis Dezember 2000 296 DM Unter-
halt zahlen, weil er die Hälfte des Kin-
dergeldes anrechnen konnte, jetzt aber
431 DM (für Arme gilt ein niedrigeres
Existenzminimum!). Der Gipfel dieses
Skandals: Die Kinder der rund 300.000 al-
lein erziehenden Sozialhilfeempfänger
haben davon nichts! Denn die Sozialhilfe
wird um die entsprechende Summe ge-
kürzt.

RÜGE. Das Bundesverfassungsgericht
hat mit einer gerade veröffentlichten,
wenn wohl auch schon älteren Entschei-
dung (2 BvR 143/98) die Verfahrensweise
des Bundesbeauftragten für Asylangele-
genheiten scharf kritisiert. Es rügte die
Praxis des Bundesbeauftragten, nur
Rechtsmittel gegen Anerkennungsent-
scheidungen in Asylverfahren einzulegen.
Wörtlich: „Die zu beobachtende einseiti-
ge Kritik des Bundesbeauftragten, nur zu
Lasten der Asylbewerber gegen ganz oder
teilweise stattgebende behördliche oder
gerichtliche Entscheidungen vorzugehen
und dabei gelegentlich auch einzelfallbe-
zogene Sachverhalts- und Glaubwürdig-
keitsaspekte geltend zu machen,wird dem
gesetzgeberischen Auftrag nicht gerecht.“
„Mit anderen Worten“, kommentiert die
innenpolitische Sprecherin der PDS-
Fraktion im Bundestag, „Der Bundesbe-
auftragte ergreift immer nur gegen Asyl-
suchende Partei und hat damit seine Auf-
gabe verfehlt. Die politische Konsequenz
aus dieser Entscheidung muss sein: Ab-
schaffung dieser überflüssigen Behörde.“

OSTEXPANSION. Das Bundeswirt-
schaftsministerium eröffnet gemeinsam
mit dem Deutschen Industrie- und Han-
delstag (DIHT) eine Repräsentanz der

„Deutschen Wirtschaft“ in Weißrussland.
Ziel sei es, deutschen und weißrussischen
Unternehmen eine Plattform zu bieten,
miteinander Geschäfte zu machen. In
Kürze werde Weißrussland „unmittelba-
res Nachbarland“ der EU und damit er-
höhte Aufmerksamkeit finden. Schon
heute belaufen sich die deutschen Expor-
te nach Weißrussland auf 1 Mrd. DM, die
Importe auf eine halbe Mrd. Der Reprä-
sentanz wird aber nicht nur die Förderung
des Handels zukommen. Die „Deutsche
Wirtschaft“ wünscht für zukünftigen Ka-
pitalexport mehr „Rechts- und Planungs-
sicherheit“. Heute würden immer wieder
Regelungen erlassen, die nicht oder nicht
ausreichend mit der betroffenen Wirt-
schaft „diskutiert“ worden seien. Erfreut
zeigt sich der DIHT jedoch über die An-
kündigung der weißrussischen Regierung,
die Wirtschaftsreformen in Richtung Pri-
vatisierung, Deregulierung  und Ausbau
der Rechtsstaatlichkeit vorantreiben zu
wollen.

OST-WEST-ZUSAMMENARBEIT. Der
Paritätische Wohlfahrtsverband und der
polnische Sozialverband haben im De-
zember einen Kooperationsvertrag unter-
zeichnet. Beabsichtigt ist, im Zusammen-
hang des Umbaus der sozialen Siche-
rungssysteme sich bei der Verwirklichung
der Idee der sozialen Gerechtigkeit gegen-
seitig zu unterstützen.

DREIST. Der Hartmann fordert „dring-
lichst“ die „Verschlankung“ des Leis-
tungskatalogs in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung. Er will nicht nur „Leis-
tungen für freiwillig eingegangene Le-
bens- und Krankheitsrisiken“ gestrichen
wissen.Vor allem sollen Geldleistungen je-
der Art: Entbindungsgeld, Mutterschafts-
geld, Sterbegeld und vor allem der mit
rund 14 Mrd. DM „dickste Brocken“
Krankengeld aus der Krankenversiche-
rung herausgenommen werden. Jeder Ar-
beitnehmer sollte stattdessen eine private
Zusatzversicherung abschließen, die mo-
natlich zwischen 40 und 60 DM kostet.Die
gesetzlichen Krankenkassen sprachen
sich strikt dagegen aus, auch die Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung mochte bei
der Forderung nach Streichung des Kran-
kengeldes nicht mitziehen, sprach sich
aber für eine Reduzierung auf 60% aus.

KRONZEUGE. Nachdem die Bundesre-
gierung Ende 1999 das „endgültige Aus“
für die Kronzeugenregelung beschlossen
hatte, soll dieses Rechtsinstitut nun, im
„Kampf gegen den Rechtsextremismus“,
wieder eingeführt werden. Dafür spra-
chen sich sowohl Bundesinnenminister
Schily wie die Justizministerin Däubler-
Gmelin aus. Danach soll die neue Kron-
zeugenregelung im Rahmen der geplanten
Reform des strafrechtlichen Sanktions-
systems eingeführt und in die „allgemei-
nen Grundsätzen der Strafzumessung“
nach §46 StGB eingegliedert werden. Die
Grünen zeigen sich noch skeptisch.
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Der NATO-Rat, der am 9. und 10. Janu-
ar in Brüssel tagte, gab Entwarnung: Es
gebe keine wissenschaftlichen Beweise
dafür, sagte NATO-Generalsekretär Ge-
orge Robertson, dass der Gebrauch von
Uran-Munition ein erhöhtes Krebsrisiko
heraufbeschwören würde. Zwar will nun
auch die NATO einen „Aktionsplan“ um-
setzen, um die Wirkung der Munition zu
erforschen.Wie viel dieser Plan aber wert
ist, geht daraus hervor, dass für Robert-
son das Ergebnis bereits feststeht: „Wir
müssen die Menschen überzeugen, dass
es keine dauerhaften Schäden gibt.“

Nach den vorliegenden Berichten über
die NATO-Tagung haben sich nur Italien,
Belgien und die Bundesrepublik für ei-
nen einstweiligen Verzicht („Morato-
rium“) auf die umstrittene Munition aus-
gesprochen. Entschiedener Widerstand
gegen dieses Ansinnen kam aus Frank-
reich,Großbritannien und den USA – den
drei Staaten, die über solche Munition
verfügen, sie im Manöver testen und im
Ernstfall auch einsetzen.

Gefällige wissenschaftliche Experten

Die deutsche Delegation übte sich in Be-
scheidenheit. Nachdem Robertson die
Forderung nach einem Moratorium mit
dem Hinweis darauf abbügelte,dass der-
zeit ohnehin keine NATO-Kriegshand-
lung im Gang sei, demnach auch keine
Uran-Geschosse zum Einsatz kämen und
man deshalb wohl auch kein Moratorium
beschließen müsste,wertete man dies auf
deutscher Seite als einen politischen
„Teilerfolg“. Dass Deutschland ohnehin
nur mit halbem Herzen bei der Sache
war, geht aus Äußerungen von Verteidi-
gungsminister Scharping hervor. Am 9.
Januar hatte er eine Reihe ihm wohlge-
sonnener Wissenschaftler zu einer Ta-
gung eingeladen, um über den Zu-
sammenhang von DU-Munition und er-
höhter Leukämie-Gefahr zu sprechen.
Die angereisten Experten verwiesen je-
den Zusammenhang in das Reich der Le-
gende und bescheinigten obendrein „ih-
rem“ Minister, sorgfältig gearbeitet zu
haben. Der Direktor des Münchner For-
schungszentrums für Umwelt und Ge-
sundheit (GSF), Herwig Paretzke, er-
klärte, einen Zusammenhang zwischen
Uran-Munition und Leukämieerkran-
kungen könne man „mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit“ aus-
schließen. Das Münchner Institut war
von der Bundeswehr mit der gesundheit-
lichen Überwachung einer Gruppe von
Soldaten beauftragt gewesen, deren Tä-
tigkeit die Gefahr eines Kontakts mit
uranhaltiger Munition vermuten ließ.
Deren Urinproben wurden mit denen ei-

ner Kontrollgruppe verglichen
(„Biomonitoring“), die nicht mit
Munitionsresten in Kontakt stand.
Claus Piekarski, Professor für Ar-
beitsmedizin, drehte gar den Spieß
um und erklärte, nicht der Einsatz
der Munition, sondern das Schüren
solcher „unbegründeten Ängste“
könne als „Körperverletzung“ ge-
wertet werden! 

In einer Information des Füh-
rungsstabes der Streitkräfte für die
Truppe wird die Gefährdung durch
Strahlung als außerordentlich ge-
ring bewertet. Ein Kilo abgereicher-
tes Uran führe in einer Distanz von
einem Meter während eines Jahres
zu einer Dosis, die nur ein Drittel
dessen betrage, was ein Durch-
schnittsbürger aus natürlichen
Strahlungsquellen pro Jahr aufneh-
me. Nichts wie hin also zu den Stel-
len,an denen die tödlichen Geschosse der
NATO im Krieg niedergingen! Es ist viel-
leicht nicht gerade die „Badekur“, die in
früheren Zeiten dem Krieg angedichtet
wurde, aber doch eine Zeit der „Ferien
von der Strahlung“.Warum dennoch die
Truppenführer – übrigens auch die der
US-Army – ihren Soldaten auferlegt ha-
ben,beim Herumwandern in solchen Ver-
dachtsorten ABC-Schutzausrüstung an-
zulegen,bleibt deren Geheimnis.Oder ist
das nur so eine altertümliche Barras-
Schikane, um die Soldaten ein wenig zu
schinden, bis ihnen – um im herkömm-
lichen Unteroffizierston zu bleiben –
„das Wasser im Arsch kocht“?

Scharping wieder groß in Form

Scharping selbst kam mit buchstäblich
stolz geschwellter Brust aus diesem Ex-
pertentreffen und von der NATO-Tagung
und veranstaltete eine Pressekonferenz,
die von der Lautstärke und dem zele-
brierten Brustton einer 150-prozentigen
Überzeugung her an seine Fernsehauf-
tritte während der Zeit des NATO-Kriegs
gegen Jugoslawien erinnerte.Es gibt kein
Balkan-Syndrom, wohl aber gebe es ein
„Hysterie-Syndrom“,das von „fahrlässi-
gen“ Berichten und „mangelnder Auf-
merksamkeit“ verursacht worden sei.
Schuld daran seien die Medien und die
Opposition – die außerparlamentarische
Opposition etwa der Friedensbewegung
kann er damit nicht gemeint haben, weil
er die schon lange nicht mehr wahr-, ge-
schweige denn ernstnimmt. Gebetsmüh-
lenartig seine Behauptung, es gebe unter
deutschen Soldaten keinen einzigen
Krebsfall, der im Zusammenhang mit
dem Balkaneinsatz stehe. Und wahr-
scheinlich nur aus Rücksicht auf das Ka-

binett, das sich hier in Teilen und im Ton
etwas besorgter gibt, forderte er – ei-
gentlich wider sein besseres Wissen –,
dass kein Land die umstrittene Munition
verwenden solle. Und da man auf pan-
zerbrechende Munition im Krieg nicht
verzichten könne, brachte er als gleich-
wertigen Ersatz für das abgereicherte
Uran (DU: depleted uranium) das – aller-
dings wesentlich teurere – Metall Wol-
fram ins Gespräch.

Kritik an britischer Regierung

und an NATO

In der britischen Zeitung „The Indepen-
dent“ war am 8. Januar 2001 ein Artikel
von Robert Fisk zu lesen, der als Kriegs-
berichterstatter nicht nur in Jugoslawi-
en, sondern neun Jahre zuvor auch im
Irak gewesen war. „Vom ersten Tag des
NATO-Bombardements an“, so heißt es
in dem Artikel, „hat das Bündnisses über
die DU-Munition gelogen.Genau wie die
amerikanische und britische Regierun-
gen immer noch über deren Auswirkun-
gen im südlichen Irak während des Golf-
krieges 1991 lügen.“ Nach jenem Krieg
hatte Fisk die alten Schlachtfelder um
die irakische Stadt von Basra besucht
und war dabei auf „schreckliche neue
Krebsfälle unter den Menschen, die dort
leben, gestoßen.“ Auch genetische Schä-
den wurden deutlich. „Babies wurden
ohne Arme, ohne Beine, ohne Augen ge-
boren. Kinder hatten interne Blutungen
oder entwickelten plötzlich groteske Tu-
more. Und – unnötig zu erwähnen –
UNO-Sanktionen verzögerten oder ver-
hinderten, dass diese armen Teufel die
notwendige Medizin bekamen.“ Dann
fand er irakische Soldaten, die schienen
an dem gleichen „Golfkriegssyndrom“

Uranhaltige Munition:  Zwischenbilanz eines Trauerspiels

Nicht einmal ein „Moratorium“ –
nichts, aber auch gar nichts !

A-10-Kampfflugzeuge (im Militärjargon „War-

zenschweine“): Die NATO verschoss im Krieg

gegen Jugoslawien 31.000 uranhaltige Ge-

schosse 
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zu sterben, „das bereits als Krankheits-
ursache für Tausende von amerikani-
schen und britischen Soldaten identifi-
ziert worden war.“

Doch an all dem war damals die briti-
sche Regierung nicht interessiert, so wie
auch heute die US-Regierung und im
Grunde genommen auch die deutsche
Bundesregierung nicht interessiert sind,
zu wissenschaftlich einwandfreien Er-
gebnissen zu gelangen. Auch der Verweis
auf die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) der vereinten Nationen, die sol-
che Nachweise nicht liefert, ist kein Ar-
gument.Denn gerade die USA und Groß-
britannien haben jahrelang verhindert,
dass die WHO im Irak Großuntersu-
chungen anstellen konnte – Einladungen
von Seiten der irakischen Regierungen
hierzu hätte es genügend gegeben.

Wissenschaftliche Ergeb-
nisse, die es dennoch von un-
abhängiger Seite gab, sind re-
gelmäßig als unseriös abgetan
worden. Fisk: „Selbst ein Be-
richt des amerikanischen Mi-
litärs, der die Gesundheitsge-
fahren von DU-Munition ge-
nau schilderte und deshalb die
Unterdrückung der Informa-
tionen forderte,wurde von den
Politikern pflichtbewusst ig-
noriert.“ Vor zwei Jahren hat-
te Robert Fisk über einen bri-
tischen Regierungsbericht ge-
schrieben,der genau schildert,
welche außerordentlichen
Vorsichtmaßnahmen das Mili-
tär in die Wege geleitet hat,
wenn es auf den Schießstän-
den in Großbritannien DU-
Munition testet. Auf dem
Schießstand in Cumbria – so
Fisk damals – würden die Gra-
naten in einen Tunnel hinein
abgefeuert und der von der Einschlags-
explosion resultierende Staub würde
aufgefangen und in Behältern aus Beton
versiegelt und begraben. „Als Tatsache
weiß ich, dass damals als erste Reaktion
eines Beamten des Verteidigungsministe-
riums die Frage gestellt wurde, ob ich
wegen der Aufdecken dieser Zusammen-
hänge strafverfolgt werden könnte“.

Während des NATO-Krieges erkun-
digte sich Fisk im NATO-Hauptquartier
in Brüssel nach dem Einsatz von DU-
Munition. Dabei habe ihm der deutsche
Luftwaffengeneral Jerz erzählt, dass ab-
gereichertes Uran „harmlos“ sei und in
Bäumen, in der Erde und in den Bergen
gefunden würde. „Es war eine Lüge. Nur
Uran, nicht die abgereicherte Art von
Uran, das aus atomarem Müll hergestellt
wird, kommt als natürliches Element in
der Umwelt vor.Und NATO-Sprecher Ja-
mes Shea zitierte aus einem Bericht der
Rand Corporation, wonach DU nicht
schädlich war,obwohl er sehr genau wus-
ste, dass dieser Rand-Bericht sich ledig-
lich auf Staub in Urangruben bezog.“ –
„Wieder zurück im Kosovo, erklärte mir
ein britischer Offizier in einem privaten

Gespräch, dass die Amerikaner so viel
DU-Munition im Krieg gegen Serbien
verwendet hatten,dass sie keine Idee hät-
ten, wie viele Gebiete verseucht sind. (…)
Zugleich versuchen die Amerikaner und
Briten uns weiter zu täuschen. Unverfro-
ren verkünden jetzt die Amerikaner,dass
unter ihren Truppen im Kosovo keine
Fälle von Leukämie gäbe. Dabei verges-
sen sie zu erwähnen, dass die meisten ih-
rer Soldaten im Kosovo in dem massiven
Camp Bondsteel nahe der mazedoni-
schen Grenze stationiert sind,wo die NA-
TO keine DU-Munition abgefeuert hat.
Völlig unnötig zu sagen ist auch, dass die
Amerikaner mit keinem Wort die Zig-
Tausende von amerikanischen Soldaten
erwähnen, die ihre Krankheit auf eine
Verseuchung im Golfkrieg zurückführen.
Britische Veteranen sterben an unerklär-

ten Krebsarten aus dem Golfkrieg.Eben-
so die US-Veteranen. Und jetzt sind NA-
TO-Truppen aus Bosnien und dem Koso-
vo dran, besonders Italiener sterben an
unerklärten Krebsfällen.Wie die Kinder
in den Krankenhäusern von Basra, zu-
sammen mit ihren Eltern und Onkel und
Tanten. Und den bosnischen Behörden,
die die Zunahme von Krebsfällen erfor-
schen wollen, verweigert die NATO die
notwendigen Informationen. Dieses ist
nicht ein Skandal.Es ist ein Verbrechen.“

Die Gesundheitsgefahren

für die Zivilbevölkerung

In einem Interview mit einer hessischen
Tageszeitung empört sich der emeritier-
te Professor für physikalische Chemie
Rolf Bertram (Göttingen) darüber, dass
bei der ganzen Diskussion nur an die Sol-
daten,nicht aber an die Zivilbevölkerung
gedacht würde. „Das, was da passiert, ist
ein Skandal. Ich werfe den Behörden in
erster Linie vor, dass sie ihr Augenmerk
nur auf die Soldaten richten. Das klingt
jetzt etwas zynisch: Aber wirklich be-
troffen sind nicht die paar Soldaten, son-
dern die Zivilbevölkerung. Sie muss wei-

ter in den verseuchten Gebieten leben.
Und wegen der anhaltenden Radioakti-
vität auch die kommenden Generatio-
nen.(…) Wenn Scharping behauptet,dass
die Zivilbevölkerung überhaupt nicht
betroffen sei, dann ist auch bei ihm ein
Rücktritt angesagt.“

Im weiteren Verlauf des Interviews
geht Betram auf die gesundheitlichen Ri-
siken ein: „Nach dem Aufprall der Mu-
nition und der damit verbundenen Ent-
zündung entstehen feinste Stäube, im
Wesentlichen aus radioaktivem Uran-
oxid. Die schweren Teilchen sinken zwar
zu Boden, aber ein großer Teil hält sich
weiter in der Atmosphäre auf, kann sich
über Kilometer ausbreiten und dadurch
in die Atemwege gelangen.“ „(Diese Teil-
chen) setzen sich in der Lunge oder in den
Bronchien fest. Da sie einen eher kera-

mischen Charakter ha-
ben, lösen sie sich nicht
auf und können über
zehn Jahre in dem Gewe-
be bleiben. Dadurch be-
strahlen sie permanent
ihre nähere Umgebung.
Ein einziges Teilchen
kann beispielsweise in
einem Lymphknoten
Krebs auslösen.“

Und zu den Urinpro-
ben, auf die das Verteidi-
gungsministerium im-
mer wieder verweist, er-
klärt Bertram: „Urinpro-
ben zu nehmen, ist reine
Augenauswischerei.
Urinproben nach so kur-
zer Zeit der Kontamina-
tion geben nur dann et-
was her, wenn es sich um
ganz massive Verseu-
chung handelt.“ „Es gibt
meines Wissens nur eine

Methode, die allerdings sehr aufwändig
und nur über längere Zeiträume ergiebig
ist: Das ist die Prüfung auf Veränderung
der in den Zellkernen vorhandenen
Chromosomen, die Überprüfung auf so
genannte Chromosomen-Aberrationen
also. Radioaktivitätsprüfungen von au-
ßen sind bei Fällen von inkorporierten
(einverleibten) Alphastrahlen so ein Un-
sinn, dass man gar nicht begreifen kann,
wie eine Behörde wie das Verteidigungs-
ministerium so etwas überhaupt machen
kann. Das, was ich jetzt erläutere, sind ja
keine jungen Erkenntnisse. Es ist seit 20
Jahren bekannt,wie gefährlich solche ra-
dioaktiven Stäube sind.“ – Bedarf es
noch eines Hinweises darauf, dass Pro-
fessor Bertram zu Scharpings Experten-
runde nicht eingeladen war? 
Peter Strutynski, Bundesausschuss Frie-
densratschlag.Abdruck mit freundlicher
Genehmigung des Autors.Quelle: www.uni-
kassel.de/fb10/frieden/Welcome. html – 

Quellen: Tageszeitungen vom 11. Januar 2001
(NZZ, FR, SZ); Beitrag von Rainer Rupp (Saar-
burg, 9.01.2001). Das Interview mit Bertram ist
vollständig abgedruckt in der Hessischen Allge-
meinen (HNA) vom 11. Januar 2001

Keine Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung im Kosovo und anderen

Gebieten Jugoslawiens: Kinder auf einem abgeschossenen Panzer
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1985
In Sussex (England) stirbt die erste Kuh
an BSE, andere Kühe zeigen die gleichen
Symptome. Aber erst 1986 wird briti-
schen Forschern klar,dass die torkelnden
Rinder von einer völlig neuen Krankheit
befallen sind; sie nennen sie „Bovine
Spongiforme Enzephalopathie“ (BSE).
1986
In Großbritannien tritt offiziell der erste
Fall einer an BSE-erkrankten Kuh auf.
Erst 10 Jahre später wird die britische
Regierung öffentlich eingestehen, dass
vom Rinderwahnsinn Gesundheitsge-
fahren für den Menschen ausgehen.
1990
In Großbritannien erkranken jetzt bis zu
300 Rinder jede Woche an der BSE-Seu-
che. • Nach einer EU-Vorschrift müssen
alle BSE-Fälle gemeldet werden. Außer-
dem verfügt die EU ein Exportverbot für
britische Rinder, die älter als 6 Monate
sind. Im Juni verhängt Deutschland ein
totales Importverbot für lebende Rinder
aus Großbritannien. Die Einfuhr von
Rindfleisch bleibt eingeschränkt er-
laubt. Kurz darauf beschließt die EU,
dass Rindfleisch aus erkrankten briti-
schen Beständen exportiert werden darf,
wenn vorher risikoreiche Teile entfernt
werden. Auch britische Kälber dürfen
exportiert werden. Daraufhin will
Bundeslandwirtschaftsminister Kiechle
(CSU) die strengeren deutsche Vorschrif-
ten wieder aufheben. • In der Schweiz
wird der 1. BSE-Fall entdeckt. Es han-
delt sich dabei auch um den 1. nicht-im-
portierten Fall auf dem Kontinent. Bei
dem Rind wird eine Ansteckung durch
prionenhaltiges Tiermehl angenommen.
• Die EU-Kommission verhängt für Rin-
der, Schafe und Ziegen ein Verfütte-
rungsverbot von Tiermehlen, da diese
den BSE-Erreger enthalten können, d. h.
mit Prionen belastet sein können.
1991
Aus Frankreich wird der 1. BSE-Fall ge-
meldet. Später werden auch in Irland,
Portugal, Belgien, Dänemark BSE-Fälle

entdeckt werden. • Erstmals erkrankt
ein Rind an BSE,das nach dem Verbot der
Tiermehlfütterung von 1990 geboren ist.
1992
Aus Deutschland wird der 1. BSE-Fall
gemeldet. Das Rind war aus Großbritan-
nien importiert worden. In Großbritan-
nien erreicht die BSE-Seuche den Höhe-
punkt. Jeden Monat sterben mehr als
2.500 Rinder an BSE, im ganzen Jahr
1992 sind es 37.280.
1993
Die deutsche Tierärztin Dr. Herbst ent-
deckt bei Inspektionen des Schlachthofs
von Bad Bramstedt in Schleswig- Hol-
stein seit Anfang der 90er-Jahre 21 BSE-
verdächtige Rinder. Als Dr. Herbst 1993
öffentlich eine gründliche Untersuchung
fordert, wird sie strafversetzt und 1994
entlassen. Danach bekam sie keine An-
stellung mehr in ihrem Beruf.
1993
Der EU-Agrarkommissar René Steichen
schreibt an das deutsche Gesundheits-
ministerium, dass „eine neue öffentliche
Debatte über die BSE-Problematik ge-
fährlich“ wäre. „Jede neue Diskussion
hat dramatische Auswirkungen auf den
Rindfleischverbrauch der gesamten Ge-
meinschaft.“
1994
Der Kieler Zoologie-Professor Sievert
Lorenzen informiert den niedersächsi-
schen Landwirtschaftsminister Karl-
Heinz Funke (SPD), dass an BSE er-
krankte Import-Rinder auf einem Hof
bei Hannover die Seuche vielleicht doch
nicht eingeschleppt, sondern sich wo-
möglich erst in Deutschland infizierten.
Funke ist dem Hinweis nicht ernsthaft
nachgegangen. • Die EU verbietet das
Verfüttern von „aus Säugetiergewebe ge-
wonnenen Futtermitteln“ (Tiermehl) an
Wiederkäuer. Bundesgesundheitsminis-
ter  Seehofer (CSU) kann sich bei der EU
nicht mit einem Importverbot durchset-
zen. Dennoch zeigt er sich „zutiefst zu-
frieden“. Und hebt das Schlachtverbot
für über 6 Monate alte britische Rinder
wieder weitgehend auf.
1995
Trotz Warnung aller Experten verzöger-
te Bundeslandwirtschaftsminister Bor-
chert (CDU) die Einfuhrbeschränkungen
für britische Rinder: „Kein Alleingang.“
1996 
Der britische Premierminister John Ma-
jor gibt erstmals öffentlich den Zu-
sammenhang zwischen BSE und den an
nvCJD erkrankten Menschen zu. Jahre-
lang hat er gelogen. Die Zwischenbilanz:
Mindestens 10 nvCJD-Tote in Großbri-
tannien. • Frankreich und Belgien ver-
hängen ein sofortiges Importverbot fürs
Briten-Beef. Erst nach Zögern verfügt
auch die Bundesregierung ein vorläufi-
ges Total-Importverbot für britische Rin-
der und Rindfleisch. • Großbritannien
wird von der EU verpflichtet, alle Rin-
der, die älter als 30 Monate sind, zu ver-
nichten. Das sind schätzungsweise 4
Millionen Tiere. • Bundeslandwirt-
schaftsminister Borchert (CDU) sagt, er

könne nun für die deutschen Verbraucher
„BSE-Entwarnung“ geben: „Deutsches
Rindfleisch ist sicher.“ • Beim EU-Gip-
fel von Florenz verabschieden die Staats-
und Regierungschefs einen Plan für eine
schrittweise Aufhebung des Exportver-
bots. • Die EU-Kommission schlägt auf-
grund wissenschaftlicher Erkenntnisse
vor, dass EU-weit BSE-Risikomateria-
lien von Rindern, Schafen und Ziegen,
die älter als 1 Jahr sind, nicht mehr zu
Lebensmitteln und Tierfutter verarbei-
tete werden sollen. Damit kann sie sich
aber  jahrelang nicht gegen die Agrar-
Lobby durchsetzen. Erst zum 1. Oktober
2000 werden diese sinnvollen BSE-Vor-
sorgemaßnahmen eingeführt. Deutsch-
land gehörte zu den Hauptbremsern.
1998
März: Erneut kippt der EU-Agrarminis-
terrat unter Beteiligung von Landwirt-
schaftsminister Borchert die Einführung
sinnvoller BSE-Vorsorgemaßnahmen
(Vernichten aller Risikomaterialien).V.a.
Deutschland sprach sich gegen diese Vor-
sorge aus. • April: Einführung von BSE-
Schnelltests durch die EU.
1999
März: Nordrhein-Westfalens Umweltmi-
nisterin Höhn (Grüne) startet einen BSE-
Massentest in Schlachthöfen. Bis Juni
2000 werden 5.000 Schlachtrinder mit
dem Prionics-Schnelltest untersucht.
Der Massentest ergibt keinen Hinweis
auf BSE.Vermutlich war die Zahl unter-
suchter Tiere zu gering. Die bayerische
Gesundheitsministerin Barbara Stamm
(CSU) kritisiert das BSE-Vorsorgepro-
gramm in NRW scharf als „ungeeignet
und überflüssig“. Mit der willkürlichen
Untersuchung gesunder Tiere werde das
Vertrauen der Verbraucher in Rindfleisch
eher gemindert als gestärkt. „Wenn in
Deutschland – das ja bekanntlich BSE-
frei ist – gesunde Schlachtrinder auf BSE
untersucht werden, ist der Ausgang der
Untersuchung schon vor deren Beginn
klar“, sagte Stamm.• Juli: Die EU-Kom-
mission beschließt zum 1.8.1999 die Auf-
hebung des weltweiten Exportverbots
von 1996 für britisches Rindfleisch.
2000
Februar: Gegen den Willen mehrerer
Bundesländer billigt die Bundesregie-
rung die Aufhebung des Importverbots
für britisches Rindfleisch mit der Forde-
rung an die EU, das Fleisch unmissver-
ständlich zu kennzeichnen. Die EU er-
hebt Klage gegen die Bundesrepublik.
März: Mit einer Expertenstudie weist die
EU auf die erhebliche BSE-Gefahr in
Deutschland hin. Die Bundesregierung
ignoriert die Warnung.
April: Bei einem BSE-Expertentreffen
zum BSE-Risiko in Deutschland im
Landwirtschaftsministerium wird im
Abschlussprotokoll festgestellt: „Es be-
stand einhellig die Meinung,dass von po-
litischer Seite Vorbereitungen für den er-
sten Fall von einheimischer BSE in
Deutschland getroffen werden sollten.“
Die Bevölkerung wird dennoch nicht
über die BSE-Gefahr, die vom Verzehr

Eine Chronologie zum BSE-Skandal

Unterschätzt, ver-
harmlost, vertuscht,
verzögert …
Über die Ursachen und die Verbreitungswe-
ge der BSE-Seuche gibt es nach wie vor we-
nig gesicherte Erkenntnisse. Dass sie den
Menschen bedroht und die unheilbare, im-
mer tödlich verlaufende neue Variante der
Creuzfeldt-Jakob-Krankheit hervorruft, ist
seit einigen Jahren jedoch so gut wie sichert.
Vor diesem Hintergrund ist die Geschichte
der BSE-Seuche ein ungeheuerlicher politi-
scher Skandal, wie die folgende kurze Chro-
nologie zeigt, die vollständig auf einer sehr
ausführlichen Chronologie basiert, die Karl-
Heinz G. Dittberner recherchiert und im
Internet zusammengestellt hat unter: www.
userpage.fu-berlin.de/~dittbern/BSE.html
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von Wurst und Rindfleisch ausgehen
kann, aufgeklärt.
Mai: Die EU-Kommission kündigt den 4.
Versuch (!) an – auch gegen den Wider-
stand Deutschlands – EU-weit das Ent-
fernen und Vernichten des Risikomateri-
als bei allen geschlachteten Rindern
durchzusetzen.Zum 1.Oktober 2000 tritt
die EU-Direktive in Kraft.
August: Der wissenschaftliche Len-
kungsausschuss der EU-Kommission
legt eine BSE-Risikostudie vor. Danach
wird Deutschland zusammen mit Frank-
reich und der Schweiz in der Kategorie 3
„wahrscheinliches Risiko“ eingestuft.
Von der Bundesregierung und der deut-
schen Agrar-Lobby wird diese Risiko-
Einstufung scharf kritisiert. Die EU ver-
wende „alte Daten“, hieß es. • Die seit
Juni in Frankreich laufenden Massen-
tests der Rinderbestände auf BSE-Befall
bringen es an den Tag: Es gibt eine deut-
liche Zunahme der Zahl der BSE-Fälle.
September: Die EU-Verordnung der
Rindfleisch-Etikettierung tritt in Kraft.
Verbraucher können danach bei jedem
gekauften Stück Rindfleisch erkennen,
wo das Tier geschlachtet und zerlegt
wurde, nicht aber wo das Rind geboren
und aufgewachsen ist. Außerdem gilt die
Verordnung nicht für Fleischprodukte
wie Wurst. • Mediziner warnen vor der
Möglichkeit, dass sich ein Kind im Mut-
terleib mit nvCJD infizieren kann. • Es
steht nun fest,dass BSE bzw.nvCJD auch
über Blut oder Blutprodukte übertrag-
bar ist.
Oktober: Risikomaterialien von Rindern,
Schafen und Ziegen dürfen EU-weit
nicht mehr für Nahrungs- und Futter-
mittel verwertet werden.Sie müssen ver-
nichtet werden. Deutschland hatte sich
bei der Abstimmung im EU-Ministerrat
der Stimme enthalten. • Bis Ende Okto-
ber 2000 sind in Großbritannien bereits
84 Menschen an nvCJD gestorben.
November: Die britische Regierung un-
ter Tony Blair rechnet inzwischen mit bis
zu 136.000 Toten. • Im Kampf gegen die
weitere Ausbreitung der Rinderseuche
BSE verordnet Frankreich ein totales
Verbot von Tier- und Knochenmehlen.
Zudem wird der Verkauf von T-Bone-Ste-
aks untersagt. • Das Bundeslandwirt-
schaftsministerium stellt fest, dass in
Deutschland weiterhin Tiermehl an Ge-
flügel, Schweine und Fische verfüttert
werden darf. Das hierzulande für Nicht-
Wiederkäuer verwendete Tiermehl sei
„in mikrobiologischer und hygienischer
Hinsicht unbedenklich“, so das Land-
wirtschaftsministerium.• Im EU-Veteri-
närausschuss lehnt Deutschland erneut
die Einführung flächendeckender BSE-
Schnelltests ab. • Nachdem sich die 15
EU-Agrarminister am 20/21.11. nur auf
kleinstem gemeinsamen Nenner einigen
konnten, beschließt in Brüssel der stän-
dige EU-Veterinärausschuss lediglich ei-
ne Beobachtung der weiteren BSE-Ent-
wicklung durch Ausdehnung der BSE-
Tests ab Januar 2001 auf alle Risiko-Tie-
re. Ab Juli 2001 sollen dann vielleicht

auch „gesunde Rinder“ (Schlachtvieh),
die über 30 Monate alt sind, nach dem
Schlachten auf BSE-Befall untersucht
werden. Das meiste Schlachtvieh ist je-
doch jünger als 24 Monate. • Aus Spa-
nien wird der 1. BSE-Fall gemeldet. Die
Zahl der seit 1990 außerhalb Großbri-
tanniens entdeckten BSE-Fälle bei Rin-
dern steigt damit auf 1.573 (Deutschland
6). • Nur 2 Tage vor der Entdeckung des
1. (offiziellen) einheimischen BSE-Falls
sagt Bundesernährungsminister Funke
(SPD): „Es gab bisher keinen einzigen
originären BSE-Fall in unserem Land.
Die Verbraucher können nach wie vor,
ohne Angst um ihre Gesundheit haben zu
müssen, deutsches Rindfleisch essen.“ •
Der 1. BSE-Fall eines in Deutschland ge-
borenen und aufgewachsenen Rinds wird
vom nationalen Referenz-Labor in Tü-
bingen amtlich bestätigt. Die Bundesre-
gierung beschließt ein totales Tiermehl-
Verbot. • Deutsche Wissenschaftler ver-
muten, dass Prionen (BSE-Erreger) auch
auf Böden und Weiden übertragen wer-
den können.
Dezember: In Deutschland tritt das Ge-
setz zum Verbot der Tier- und Knochen-
mehl- Verfütterung innerhalb von 5 Ta-
gen in Kraft. • Der EU-Agrarminister-
rat (15 Agrarminister) beschließt im
Kampf gegen die Rinderseuche BSE ein
generelles Verfütterungsverbot von
Fleisch- und Knochenmehlen (MBM) ab
1. Januar 2000. Das Verbot gilt aber nur
befristet für 6 Monate. Fischmehl und
tierische Fette dürfen weiterhin an
Schweine,Geflügel und Fische verfüttert
werden. • In Deutschland laufen auf-
grund einer Eilverordnung die verbind-
lichen BSE-Tests an. Alle Schlachtrin-
der, die älter als 30 Monate sind, sowie

notgeschlachtete Rinder müssen auf BSE
untersucht werden. • In Sachsen-Anhalt
werden in 88 von 435 Rinderfutter-Pro-
ben illegale Tiermehl-Bestandteile ge-
funden. In den folgenden Wochen werden
insbesondere in Bayern – aber auch in an-
deren Bundesländern – immer wieder
Tiermehle in Rinderfutter entdeckt, ob-
wohl das seit 1994 strikt verboten ist. •
Bundesgesundheitsministerin Andrea
Fischer (Grüne) hält deutsche Wurst für
sicher.Nur einen Tag später empfiehlt die
Gesundheitsministerin eine Rückrufak-
tion älterer Wurstprodukte, da diese
BSE-Risikomaterialien (Separatoren-
fleisch) enthalten könnten. • In Großbri-
tannien werden noch immer rund 25
BSE-Rinder pro Woche entdeckt. Insge-
samt wurden im Jahr 2000 bis zum 31.
Oktober 1101 BSE-Fälle registriert. Bis
Ende 2000 sind in Großbritannien insge-
samt 87 Menschen an den BSE-Folgen
gestorben, in Frankreich bereits 3.
2001
Januar: In Deutschland sind bis zum
15.1. insgesamt 19 originäre BSE-Fälle
amtlich bestätigt. Außerdem gibt es wei-
tere BSE- Verdachtsfälle.Alle bisher ent-
deckten BSE-Rinder stammen aus bäu-
erlichen Familienbetrieben.

Erstes Weltforum gegen Neoliberalismus

und globalisierenden Kapitalismus

Das Weltsozial-
forum – das Gegen-
teil von Davos
Vom 25.bis 30.1.2001 versammeln sich in
der brasilianischen Stadt Porto Alegre
(Staat Rio Grande do Sul), nahe den
Grenzen Argentiniens und Uruguays,
fast 3 000 Menschen aus aller Welt, um
zum gleichen Zeitpunkt, da sich in Da-
vos (Schweiz) die neoliberale Weltelite
ein Stelldichein gibt, über Gegenstrate-
gien zum globalisierenden Kapitalismus
nachzudenken und Alternativen zu erar-
beiten. Es ist das erste Mal, dass sich ein
solches Forum trifft. Es wird getragen
von einer breiten Koalition verschiede-
ner sozialer Bewegungen, Nichtregie-
rungsorganisationen, Gewerkschaften,
Politikern, Intellektuellen, Künstlern
und Schriftstellern. Unter den Einzel-
persönlichkeiten sind Namen zu finden
wie Eduardo Galeano (Schriftsteller –
Uruguay), Noam Chomsky (Publizist –
USA), Pierre Bourdieu (Soziologe –
Frankreich), Sebastiao Salgado (weltbe-
kannter Fotograf – Brasilien), Samir
Amin (Wissenschaftler – Senegal), Jose
Saramago (Schriftsteller – Portugal),Le-
onardo Boff (Befreiungstheologie – Bra-
silien), Ignacio Ramonet (Herausgeber
der Le Monde Diplomatique, einer der
Träger des Forums-Frankreich) u.a. Das
Forum wird über 300 Veranstaltungen
umfassen, die Fragen des Kampfes gegen
die neoliberale Strategie, für mehr De-
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mokratie, soziale Gleichheit und den
Kampf gegen die großen Finanzinstitute
und -organisationen (IWF,Weltbank etc.)
behandeln werden. Es wird eine andere
Art Kampf sein als der bisher von vielen
Bewegungen und Organisationen in Se-
attle,Washington oder Prag gegen die Ta-
gungen des IWF und WTO organisierte.
Diesmal geht es um eigene Strategien
und den Nachweis, dass eine andere Welt
als die des globalisierenden Kapita-
lismus möglich ist. Das Forum trägt
orientierenden Charakter.

Pierre Bourdieu und Loic Wacquant
(Universität Berkley, Kalifornien)
schreiben in einem Artikel der Le Mon-
de, Mai 2000:

„Die Verbreitung einer weltumspan-
nenden vereinfachenden Sprache, in der
Worte wie Kapitalismus, Klasse, Aus-
beutung, Unterdrückung, Ungleichheit
und andere bewusst oder mit der Be-
gründung ihrer Überholtheit weggelas-
sen werden, ist Produkt eines symboli-
schen Imperialismus: Es ist mächtiges
und schädliches Ergebnis, weil es nicht
nur forciert wird von den Vertretern der
neoliberalen Revolution, die unter dem
Deckmantel der ,Modernisierung’ eine
Welt schaffen wollen ohne die sozialen
und ökonomischen Errungenschaften ei-
nes hundertjährigen sozialen Kampfes,
sondern auch als überholt und als Hin-
dernis für die neue entstehende Ordnung
bezeichnet wird. Das ist bis in die Reihen
von Wissenschaftlern, Schriftstellern
und Intellektuellen und Anhänger der
Linken eingedrungen, die sich sogar in
ihrer Mehrheit noch als progressiv be-
trachten.“

Porto Alegre ist gedacht als Kontra-
punkt zu diesen Theorien und neolibera-
len Auffassungen. Es ist der Aufruf zur
Umkehr und Besinnung auf demokrati-
sche und linke Positionen. Es ist eine
Sammlungsbewegung, die die Erfahrun-
gen verschiedenster Organisationen und
Menschen zusammenfassen will: Eine
globalisierte Welt ohne die Beteilung der
Menschen, ohne Demokratie ist undenk-
bar. Das Forum stellt den Menschen ins
Zentrum und nicht den Markt, der alles
bestimmen soll.

Dass es die Stadt Porto Alegre ist, ist
kein Zufall. Seit 18 Jahren in der Stadt
Porto Alegre und seit 1998 im Staat Rio
Grande do Sul schaffen die Vertreter der
Partei der Werktätigen Brasiliens (PT –
Partido dos Trabalhadores) im Stadtrat
und nun auch in der Regierung ein Bei-
spiel der Demokratie von unten. Kern-
stück ihres Vorgehens in Staat und Kom-
mune ist die partizipative Demokratie
und das partizipative Budget. Breite
Volksschichten sind an der Bestimmung
der Schwerpunkte kommunaler Politik
beteiligt. Porto Alegre ist ein „soziales
Laboratorium“, wie Ignacio Ramonet
sagt. Dort soll es sich platzieren, das Fo-
rum, als eine Art „rebellischer Interna-
tionale“ gegen das Treffen der neolibera-
len Weltelite, gegen die Mulitimillionäre
und ihre Lakaien in Davos (Schweiz). abe

Angebliche Stationierung russischer tak-

tischer Raketen im Kaliningrader Gebiet

Ein Silvesterscherz ?
Das Jahr des Antritts des mit großer Mü-
he erwählten Präsidenten der USA, Ge-
org W. Bush, begann mit einem politi-
schen Paukenschlag. Am 4. Januar er-
schien in der „Washington Times“,einem
den Republikanern nahestehenden
Blatt, die Meldung, dass Russland takti-
sche Raketen des Typs „Totschka“
(„Punkt“) mit atomaren Sprengköpfen
und einer Reichweite von 70 km in das
Kaliningrader Gebiet, eine Exklave rus-
sischen Territoriums, verlegt hat. Die In-
formation stammte aus Geheimdienst-
kreisen, sodass offizielle Reaktionen ver-
halten formuliert wurden. Russland ver-
letze damit das 1991/92 zwischen den da-
maligen Präsidenten der Sowjetunion
Michail Gorbatschew und der USA Ge-
org Bush sen. erzielte Abkommen über
Atomwaffenfreiheit dieser Zone. Die
UdSSR hatte sich, ähnlich wie auch die
USA, mündlich dazu verpflichtet, in den
Ländern des ehemaligen Warschauer
Vertrages, einschließlich des Gebietes
von Kaliningrad, keine Atomwaffen zu
stationieren. Geheimdienstquellen spra-
chen davon, dass die Verlegung oder Er-
probung der Waffe im Kaliningrader Ge-
biet schon im Juni 2000 bemerkt worden
sei.Kaliningrad ist bekanntlich die größ-
te Marinebasis der Ostseeflotte der Rus-
sischen Föderation.

Russische Reaktionen, in die sich auch
Präsident Putin einschaltete, verneinten
kategorisch eine derartige Verlegung und
erklärten, dass es im gegenwärtigen Mo-
ment politisch eine Dummheit und mili-
tärisch widersinnig sei, Raketen dieses
Typs nach Kaliningrad zu verlegen. Es
wurde die Frage aufgeworfen, warum,
wenn seit geraumer Zeit bemerkt, die In-
formation jetzt erst käme. Der Gouver-
neur, und noch Kommandierender der
Ostseeflotte, General Jegorow, sprach
von einem schlechten Silvesterscherz.

Aber es geht um mehr.
Am 20. Januar wird Georg W. Bush of-

fiziell sein Amt antreten. Bush äußerte
sich kürzlich in einem Interview der
„New York Times“ äußerst kritisch über
die Politik seines Vorgänger Bill Clinton,
bes. über dessen Politik gegenüber Russ-
land. Bush sagte: „Amerika will einfach
einem System kein Geld geben, in dem
das Ziel der Finanzierung nicht erreicht
wird.“ Er will die direkte finanzielle Hil-
fe an Russland einstellen, wenn Präsi-
dent Putin nicht alles tut, um die Kor-
ruption in Russland zu bekämpfen, und
Maßnahmen einleitet, die gezielt wirt-
schaftliche und gesetzgeberische Refor-
men nach sich ziehen. Geld geben will er
nur für die weitere Reduzierung des
Atomwaffenarsenals Russlands. Der
kommenden Administration des Weißen
Hauses ist die Russland-Politik Clintons
ein Dorn im Auge. Clinton habe sich täu-
schen lassen.Die Russen unter Putin sind

dabei, wieder aktiver in das Weltgesche-
hen einzugreifen. Viele Fakten belegen
das: der Besuch Putins in Kuba, der rus-
sische Verteidigungsminister im Iran,Be-
endigung russischer Gaslieferungen an
Georgien („ein Land, das sich eng an den
Westen anlehnt“), Ankündigung der
Kürzung russischer Schuldenzahlungen
an den Pariser Klub und nun noch Rake-
ten taktischen Typs in Kaliningrad.Russ-
land wird zu frech, Putin verfolge eine
aggressive Außenpolitik, so die Schluss-
folgerung in den Kreisen der republika-
nisch orientierten Politik.

Dazu kommt die strikte Ablehnung
Russlands, ein den ABM-Vertrag von
1972 verletzenden „Nationalen Raketen-
schutzschirm“ zu errichten und damit
das gesamte bisher erreichte Abrüs-
tungs- und Waffenbeschränkungssystem
in Frage zu stellen, angefangen vom
ABM-Vertrag bis hin zu SALT II. Russ-
land steht mit dieser Position nicht al-
lein. Sowohl China wie auch westeuro-
päische Staaten sind ähnlicher Auffas-
sung. Bush hat im Wahlkampf deutlich
gemacht, dass er das „National Defense
System“, d.h. einseitig den Schutz-
schirm, politisch will, obwohl Experten
sagen, dass es unzählige technische Pro-
bleme gibt, die einer schnellen Realisie-
rung im Wege stehen. Jedoch bestehe die
Gefahr, dass sich eine antiamerikanische
Koalition herausbildet, die verhindert
werden muss.

Vor allem können die USA keinesfalls
eine Annäherung Russlands an die BRD
zulassen.So gesehen war die Information
der „Washington Times“ eine gezielte
Maßnahme, die kurz vor dem „Privatbe-
such“ Bundeskanzler Schröders in Mos-
kau gestartet wurde. Die Art und Weise
und der Zeitpunkt der Information ver-
raten ihre Zielfunktion.

Und es ist nicht zu übersehen, dass sie
noch ein weiteres Ziel verfolgte. Das of-
fizielle Polen reagierte sofort. Russland
müsse eine internationale Inspektion des
Kaliningrader Gebietes gestatten, ob-
wohl hinlänglich bekannt ist, dass dort
ständig Inspektionen durchgeführt wer-
den. Und – so war der Selbstlauf der In-
formation – es müsse alles getan werden,
um die „jungen bedrohten Demokratien
der baltischen Staaten so schnell wie
möglich in die NATO aufzunehmen“, ob-
wohl deren Reaktion sehr moderat war
und sie im Wesentlichen von guten Be-
ziehungen, bes. Litauen, mit der Russi-
schen Föderation sprachen.

Mit der Erweiterung der NATO und
der Europäischen Union bleibt Kalinin-
grad ein äußerst kritischer Punkt, wenn
es nicht gelingt,zu einvernehmlichen Re-
gelungen zwischen Russland, den balti-
schen Staaten und Polen und der Euro-
päischen Union zu kommen. Jederzeit
kann Kaliningrad als Basis der russi-
schen Ostseeflotte und der hohen militä-
rischen Konzentration beiderseits seiner
Grenzen als politisches Druckmittel ge-
nutzt werden.

Achim Wahl
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Attentat auf il manifesto

Viele Fragen
offen
Am 22. Dezember um die Mittagszeit ex-
plodierte vor den Redaktionsräumen von
il manifesto im dritten Stock eines fünf-
stöckigen Gebäudes in der Via Tomacelli
in Rom eine Bombe. Eingangsbereich
und Treppenabsatz wurden beschädigt,
erheblich verletzt wurde der offensicht-
liche Attentäter Andrea Insabato. Die
Detonation, der erste Anschlag auf die
Zeitung in ihrer über 30-jährigen Ge-
schichte, hätte Menschenleben kosten
können. Auf die Nachricht von dem At-
tentat bekundeten viele Menschen ihre
Solidarität, indem sie direkt vorbeika-
men oder sich telefonisch oder schriftlich
bei der Zeitung meldeten. Am folgenden
Tag gab es in Rom eine De-
monstration und in vielen
anderen Städten Informa-
tions- und Protestveran-
staltungen.

Antworten auf die Fragen
nach den Hintergründen des
Attentats, Zusammenhän-
gen und Interessen geben
die Untersuchungsbehör-
den bisher nicht. Sie äußern
sich nicht einmal, ob sie ein-
schlägig nachforschen und
etwas wissen. Die im Cor-
riere della Sera lancierte
Meldung, die Behörden
dächten an eine psychiatri-
sche Untersuchung des At-
tentäters, lässt eher Ver-
schleierung befürchten als
Aufdeckung erwarten.

Der Attentäter

Der mutmaßliche Attentäter, der die At-
tentatsabsicht bestreitet und selber her-
eingelegt worden sein will, führt beruf-
lich anderen Leuten die Hunde aus.Er ist
den Behörden seit langem so bekannt,
dass der Innenminister bei seinem Be-
such am Tatort gleich eine Akte mit-
brachte. Andrea Insabato ist immer wie-
der im Zusammenhang mit faschisti-
schen und katholisch-fanatischen Akti-
vitäten aufgefallen. Er hat eine Vergan-
genheit in den faschistischen Organisa-
tionen MSI und Terza Posizione und wur-
de 1992 wegen Aufstachelung zum Ras-
senhass – Verbrennen einer Fahne mit
Davidstern im Stadion – zu eineinhalb
Jahren Gefängnis verurteilt. Er ist aktiv
in der katholisch-fanatischen Organisa-
tion Militia Christi, die z.B. antisemi-
tisch, mit radikalen Anti-Abtreibungs-
aktionen oder gegen den Schwulenkon-
gress Gay Pride aufgetreten ist. Und er
hat Verbindungen zu der faschistischen
Organisation Forza Nuova, die offiziell
1998 gegründet wurde. So ist Insabato

Anfang Dezember mit FN-Flugblättern
auf einer Kundgebung aufgetreten, die
Forza Nuova zur Unterstützung von Hai-
der anlässlich von dessen Papst-Besuch
in Rom organisierte (mit dabei u.a. NPD-
Voigt). Natürlich kennen wir Andrea, ein
guter Freund – erklärt der Forza Nuova-
Chef Roberto Fiore –, aber mit unserer
Bewegung hat er nichts zu tun.

Forza Nuova im Blickfeld

Inzwischen ist bekannt, dass Insabato
1997 in der Londoner Unternehmens-
gruppe Meeting Point tätig war.Hier hat-
ten die FN-Gründer Fiore und Morsello
im Exil eine heute auf 30 Millionen DM
geschätzte Firmengruppe (Jugendtou-
rismus mit 1500 Bettenplätzen, Musik,
Sprachschule u.a.) aufbauen können,ob-
wohl sie in Italien wegen subversiver Ak-
tivitäten gesucht wurden. Ende der 80er-
Jahre hatte die Labour-Partei im Abge-
ordnetenhaus nach Verbindungen zwi-
schen Fiore/Morsello und dem britischen
Geheimdienst MI6 gefragt und folgende

Auskunft der Regierung erhalten: „Eine
Antwort wäre nicht im öffentlichen
Interesse.“ Finanzielle Transaktionen
zwischen den Fiore-Morsello-Unterneh-
men und Insabato kennen die britischen
Behörden auch für die Zeit nach 1997.

Der italienische Innenminister hatte
in den Tagen nach dem Attentat bekannt
gegeben, dass das Verbot von Forza Nuo-
va entsprechend dem sog. Mancino-Ge-
setz geprüft werde, nach dem faschisti-
sche oder rassistische Organisationen
aufzulösen sind. Die Reaktionen auf die-
se Ankündigung in der Öffentlichkeit
und von den Parteien waren gespalten,
inzwischen ist es in der Verbotsfrage wie-
der ruhig geworden.

Dafür hat Fiore am 3. Januar ange-
kündigt, dass Forza Nuova zur Parla-
mentswahl im Frühjahr antreten und in
allen Regionen Kandidaten aufstellen
will. FN will als „neuer nationaler Pol“
rechts von Alleanza Nazionale kandidie-
ren und dabei mindestens 2% erreichen:
„Lega Nord, Alleanza nazionale  und
Forza Italia nehmen viele unserer The-

men auf, wir sind wie eine Lokomotive
und reißen alles und alle mit.“ Politische
Schwerpunkte sollen Abwehr und Ver-
treibung von Ausländern, Bekämpfung
von Abtreibung, nationalistische Identi-
fikation gegen die Globalisierung,Orien-
tierung an Haider sein.

Parlamentsdebatte: rechte

Krokodilstränen

In einer Parlamentsdebatte zu dem An-
schlag haben alle Fraktionen – wie nicht
anders zu erwarten – das Attentat verur-
teilt. Gleichzeitig wurden aber auch Ver-
antwortlichkeiten und Interessen (unab-
hängig davon, ob es nun förmliche
Hinterleute des Attentats gibt oder nicht)
deutlich. Die Linke kritisiert zu Recht,
dass die aktuelle Wahlkampfführung der
Rechten zur nächsten Parlamentswahl
das Klima für Gewaltaktionen bereitet.
So hatte z.B. Cesare Previti, Berlusconis
früherer Anwalt und später sein Vertei-
digungsminister, in der Stampa erklärt:
„Dies sind für die Linken die letzten Ta-

ge von Pompeji, danach ma-
chen wir reinen Tisch (piazza
pulita)“.Unter dem Eindruck
des unmittelbar darauf fol-
genden Attentats bestritt
Previti diese Formulierung,
die Stampa bestätigte sie.Ge-
waltbereite faschistische
Kräfte lesen solche Äußerun-
gen vermutlich als Lizenz
zum Losschlagen.

Und die Rechte will wie
immer von den Wirkungen
von Attentaten profitieren.
Berlusconi benutzte den An-
schlag in der Parlamentsde-
batte nach der obligatori-
schen Distanzierung zur Be-
kräftigung seiner Forderung
nach sofortiger Vorziehung
der Parlamentswahl. Kein
Wunder, dass die Frage auf-

taucht, ob hier wie bei früheren Attenta-
ten die Fäden für eine „Strategie der
Spannung“ gezogen werden, die die
Rechte mit ihren Forderungen nach mehr
Staat und autoritärem Staat in die Re-
gierung zurückführen soll.

Als Problem erweist sich,dass die Lin-
ke an der Regierung auf eine systemati-
sche Erforschung und Offenlegung der
Hintergründe von faschistischen Atten-
taten in den letzten mehr als dreißig Jah-
ren verzichtet hat. In den Prozessen zu
dem Anschlag auf den Bahnhof von Bo-
logna 1980 waren erstmals auch Ge-
heimdienstleute angeklagt und verur-
teilt worden.Andere rechte Attentate mit
vielen Toten und vermuteter Verwicklung
staatlicher Stellen sind nicht oder nicht
befriedigend aufgeklärt. Die Linke an
der Regierung hat diese Fragen nicht an-
gefasst, sondern eine Art konstitutionel-
ler Zähmung der Rechten, deren Einbe-
ziehung in eine institutionelle Reform,
versucht. Das finstere Kapitel der fa-
schistischen Attentate ist deshalb nach
wie vor kaum aufgehellt. rok

Der blutigste in der langen Reihe faschistischer Anschläge in Italien:

die Bombe im Bahnhof von Bologna mit 85 Toten im August 1980.



Aus dem Bericht einer Anwältin
Am letzten Freitag (22.12.) fuhr ich zum
Gefängnis für Frauen und Kinder in Ba-
kirköy. (…) In diesem Gefängnis konnte
ich Kontakt zu Frauen aufnehmen,die von
Bayrampasa hierher gebracht worden
waren. Nach ihren Auskünften hatten die
Soldaten bereits in den ersten Minuten
der Erstürmung des Gefängnisses mit Ka-
nas-Gewehren,die mit Nachtsichtgeräten
versehen waren, auf die Gefangenen ge-
schossen. Dieser Typ Gewehr ist der tür-
kischen Armee vorbehalten und kann pri-
vat nicht erworben werden. Auch benutz-
ten sie bei der Erstürmung des Gefäng-
nisses Flammenwerfer. Die Frauen sind
überzeugt, dass die verbrannten Leichen
von diesen Flammenwerfern stammen
und sich die Inhaftierten nicht selbst an-
gezündet haben. (…) Die Operation in
Bayrampasa dauerte insgesamt fünfein-
halb Stunden. Alle Häftlinge wurden
schließlich in Handschellen gelegt und in
den Speisesaal gebracht.Dort mussten sie
bis um Mitternacht warten, bis sie an ver-
schiedene unbekannte Orte gebracht
wurden. Sie durften sich nicht hinsetzen,
obwohl viele von ihnen verletzt waren.
Zahlreiche von ihnen mussten erbrechen
oder wurden ohnmächtig, da sie während
langer Zeit schutzlos den giftigen Gasen
ausgesetzt waren. Die Gefangenen, die
Brandwunden aufwiesen, wurden nicht
behandelt. Die Frauen wurden nach Ba-
kirköy gebracht und auf verschiedene
Zellblocks verteilt, die ohne Heizung wa-
ren. Sie wurden einfach ihrem Schicksal
überlassen, wie sie gerade waren, einige

in Unterwäsche, andere in Nachthemden,
da sie bei der Operation im Schlaf über-
rascht worden waren und keine Gelegen-
heit erhielten, einige Habseligkeiten mit-
zunehmen. Die Frauen standen völlig un-
ter Schock und waren in einem sehr
schlechten psychischen Zustand. Für
mich war es ein großes Glück, dass die
Frauen hierher gebracht wurden, sonst
wäre es mir nicht möglich gewesen, mit
ihnen in Kontakt zu treten.

Istanbul im Belagerungszustand
Aus dem Bericht von Marianne Roth,
Schweizerisches Arbeiterhilfswerk, die
vom 21.-28.12. in Istanbul weilte.

Der Menschenrechtsverein, IHD, und
andere Menschenrechts- und politische
Organisationen, hatten seit Beginn der
Operationen täglich Demonstrationen
organisiert, die auf der Istiklâl Caddesi,
einer der Haupteinkaufsstraßen Istan-
buls, stattfanden. Die Hälfte des Taksim-
Platzes ist bis heute von der Polizei ab-
geriegelt, um größere Ansammlungen
von Menschen zu verhindern und Prä-
senz zu markieren.Die Demonstrationen
verliefen alle nach einem ähnlichen Mus-
ter: Ein Großaufgebot von Polizisten
drängte die Demonstrierenden in eine
der Seitenstrassen, beschoss sie mit
Gummigeschossen und spritzte sie mit
kaltem Wasser ab. Nachdem ein Kälte-
einbruch stattgefunden hatte und die
Temperatur in den Tagen während und
nach den Operationen nur knapp über
Null Grad lag, eine harte Prozedur. Die
Polizeikräfte waren dabei klar darauf

aus, sich für die beiden getö-
teten Polizisten zu rächen. Sie
skandierten: „Menschenrechtler
und Linke raus“, „wir kriegen euch“ und
„Rache, Rache, Rache …“. Dabei gingen
sie täglich brutaler auf die Demonstrie-
renden los und schlugen mit Gummik-
nüppeln auf sie ein. Zahlreiche Aktivis-
tInnen wurden dabei festgenommen. (…)
Das Klima in der Türkei ist infolge die-
ser Operationen merklich repressiver ge-
worden. Menschenrechts- und Nichtre-
gierungsorganisationen sowie progressi-
ve Parteien und Personen sind schockiert
und ratlos ob der Härte, die sämtliche
Konventionen verletzt, die der Staat ge-
gen die Gefangenen angewendet hat. Die
Gefängnisse sind faktisch im Ausnahme-
zustand und in den Händen der Armee.
Alle Gesprächspartner befürchten wei-
tere Schläge gegen die sogenannte Lin-
ke. Immer wieder hat man uns erklärt,
das öffentliche Klima sei wie Ende der
70er-Jahre, kurz vor dem Militärputsch.
Antidemokratische Kräfte gewinnen im-
mer mehr die Oberhand – bei den Behör-
den und in der Politik gleichermaßen.

Das Todesfasten dauert an
Trotz des Massakers dauert das Todesfas-
ten nun schon fast 90 Tage an. Inzwischen
sollen sich ca. 2000 Gefangene im Todes-
fasten befinden, d.h. außer Wasser nichts
mehr zu sich nehmen. Der Gesundheits-
zustand der Todesfastenden verschlech-
tert sich mit jedem Tag, sie leiden an ern-
sten Problemen mit Kreislauf, Verdau-
ungs- und Nervensystem, unter extre-
mem Gewichtsverlust, Nierenversagen,
Gedächtnisverlust und Erblindung.

Anhaltende Repression
Zahlreiche Anwälte sind verhaftet, De-
monstrationen sind nach wie vor verbo-
ten, Organisationen von Angehörigen
und Menschenrechtsvereine wurden ge-
schlossen. Immer wieder kommt es unter
den Augen der Polizei zu Übergriffen
„grauer Wölfe“. (Ausführliche Berichte
im Kurdistan-Rundbrief, im Angehöri-
gen Info oder im Internet: www.liber-
tad.de     und        www.nadir.org/nadir/
initiativ/isku/  (Zusammenstellung: scc)
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Türkei: Gefängnis-Massaker
Wie viele Gefangene der Erstürmung
von 20 Gefängnissen, mit der die tür-
kische Armee und Spezialeinheiten
am 19.12. begannen, zum Opfer fie-
len, ist immer noch nicht endgültig
klar.Verschiedene Quellen haben die
Namen von 31 Toten veröffentlicht,
darunter zwei, die nach der Erstür-
mung durch Zwangsernährung getö-
tet wurden; zwei weitere Tote wur-
den namentlich noch nicht identifi-
ziert. Aber immer noch sind über 50
Gefangene „verschwunden“.

GGeeffaannggeennee  wweerrddeenn  zzuussaammmmeennggeettrriieebbeenn BBaayyrraammppaassaa  nnaacchh  ddeemm  SSttuurrmmaannggrrii ff ff

BBaayyrraammppaassaa  wwäähhrreenndd  ddeess

SSttuurrmmaannggrrii ff ffss
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hbv kritisiert Strafanzeige gegen
Thüringer Flüchtlingsrat
ERFURT. Die Gewerkschaft hbv unter-
stützte am 11. Januar die Aktion des Eu-
ropäischen Bürgerforums gegen den Ver-
such, den Thüringer Flüchtingsrat
mittels einer Strafanzeige wegen „Ver-
leumdung“ des Landratsamtes Ilm-Kreis
mundtot zu machen.Dem Flüchtling Kis-
sema Kamara, 17-jährig, aus Sierra Leo-
ne wurde 1998 über Monate die Opera-
tion einer Unterschenkelfraktur verwei-
gert. Erst nachdem dies vom Flüchtlings-
rat und über die Medien an die Öffent-
lichkeit kam, wurde die Operation be-
willigt. Nicht aber durch den Ilm-Kreis,
sondern durch das Thüringer Innenmi-
nisterium. Die Auffassung des Flücht-
lingsrates, dass das Landratsamt die
Operation unzulässigerweise verweiger-
te und verschob, wurde damit de facto
durch das Innenministerium bestätigt.
Das Landratsamt stellte allerdings einen
Strafantrag gegen den Flüchtlingsrat
und den betroffenen Flüchtling wegen
übler Nachrede. Gegenstand des Verfah-
rens ist die Aussage von Kissema Kama-
ra über eine Anmerkung, die die Mitar-
beiterin des Landratsamtes bezüglich
seines Anspruchs auf medizinische Be-
handlung gemacht haben soll. Laut der
wiederholten Aussage des Flüchtlings
habe die Sachbearbeiterin sinngemäß zu
ihm gesagt: „dass er ein Schwarzer aus
Afrika sei und er in Afrika auch keine sol-
che Behandlung bekommen hätte“. Die
Sachbearbeiterin, Frau Dr. Weding, be-
streitet diese Aussage. Der Richter äu-
ßerte sich dahingehend, dass der Flücht-
lingsrat vor Veröffentlichung im „Flücht-
lingsratsinfo“ diese Behauptung durch
Nachfrage bei der Behörde hätte prüfen
müssen. Der Flüchtlingsrat lehnt ein
Nachfragen in diesem Falle bei der Be-
hörde ab, da verständlicherweise sowie-
so nicht mit der offiziellen Bestätigung
einer solchen rassistischen Äußerung zu
rechnen sei.Vom Ausgang des Verfahrens
wird es abhängen, ob der Flüchtlingsrat
in Zukunft AsylbewerberInnen zitieren
und damit Vorfälle öffentlich machen
kann, bei denen es um diskriminierendes
bzw. rassistisches Verhalten in Behörden
geht. Angesichts der Bedeutung dieses
Verfahrens für die Wahrnehmung der

Interessen von Minderheiten, hat der
Hauptvorstand der Gewerkschaft hbv
auf Antrag des Thüringer Landesvor-
standes dem Flüchtlingsrat Rechtsschutz
gewährt. Angelo Lucifero, hbv Thür.

Gegen Republikaner, NPD/JN, BDGV
und alle anderen Faschisten
HEILBRONN. Zur Demonstration unter
diesem Motto kamen am 15. Dezember
400 Menschen nach Heilbronn, darunter
waren viele SchülerInnen und junge Leu-
te, autonome Antifas und VertreterInnen
türkischer und kurdischer Organisatio-
nen (Bild). Im „Unterland“ existieren fa-
schistische Strukturen von überregiona-
ler Bedeutung: Die örtliche NPD/JN ist
einer der wenigen bad.-württ. „Stütz-
punkte der Nationaldemokraten“, Inter-
netpräsentationen von NPD/JN (z.B. der
bundesweite „Tag des nationalen Wider-
stands“ 2000 in Passau) werden vom so-
genannten „Amt für neue Medien“ der
NPD in HN erstellt und lokale Kader (z.B.
Matthias Brodtbeck) sitzen im NPD-
Landesvorstand.Nahezu alle Aktivitäten
der 1999 gegründeten JN-Abspaltung
„Bewegung deutsche Volksgemein-
schaft“ (BDVG) gehen von HN aus. Sie
organisierte in HN bereits mehrere Vor-
trags-und Schulungsveranstaltungen
(u.a. mit Franz Schönhuber) und am
17.6.2000 eine „Sommersonnwendfeier“
(in Anlehnung an einen „germanisch-
deutschen Kult“) zusammen mit dem

„Nationalen Widerstand Stuttgart“. KA

SchülerInnen in Norddeutschland
demonstrieren gegen rechte Gewalt
HANNOVER/BRAUNSCHWEIG. Rund 3000
SchülerInnen – auch einige Lehrer und
Eltern – haben am 19. Dezember in der
Innenstadt von Hannover die Weih-
nachtseinkäufer mit Sprechchören und
Trillerpfeifen kräftig abgelenkt.Auf klei-
nen handbemalten Pappen und großen
Transparenten machten sie ihr Anliegen
deutlich „Gegen Ausgrenzung“, „Gegen
Rechtsextremismus“, Gegen Gewalt“.
Oder auch „We have a dream“ – eine An-
spielung auf die berühmte Rede Martin
Luther Kings, in der er vor mehr als 30
Jahren für die Aufhebung der Rassen-
trennung in den Vereinigten Staaten ein-
getreten war. Zahlreiche Schulen betei-
ligten sich an der Aktion. Die Idee war in
der IGS Linden entstanden. Der Autor
des Buches „Hitlerjunge Salomon“, Sal-
ly Perel, hatte dort einen Vortrag gehal-
ten. „Die Schüler wollten etwas tun“,
sagte der Vorsitzende des Stadtelternrats.
Die Demonstration, zu der Stadtschüler-
rat und Stadtelternrat aufgerufen hat-
ten, begann als Sternmarsch. Für kurze
Zeit blockierten die Schüler eine Haupt-
verkehrsstraße.

Am 20.Dezember demonstrierten 5000
SchülerInnen in Braunschweig gegen
Ausländerfeindlichkeit. Während Minis-
terpräsident Gabriel in Hannover als

MANNHEIM. Das „Aktionsbündnis gegen [Video-]
Überwachungsgesellschaft“ ruft zu einer Demonstra-
tion „Kameras weg! Für eine überwachungsfreie Ge-
sellschaft!“ am 13. Februar auf. An diesem Tag wird
auf Initiative der Mannheimer CDU eine Konferenz
der Innenminister der CDU-geführten Länder im
Mannheimer Rosengarten stattfinden zum Hauptthe-
ma: Ausweitung der polizeilichen Videoüberwachung
des öffentlichen Raums. Die Gruppe „FAZ – Für an-
dere Zustände“ befürchtet,dass der Mannheimer Mo-
dellversuch Videoüberwachung ausgeweitet wird und
hat daher am 9.Januar zu einem Treffen öffentlich ein-
geladen. Neben FAZ kamen einige Antifas, Vertreter
der Grünen und der PDS sowie etliche Einzelperso-
nen teil, die das o.g. Bündnis gründeten. kim
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Demonstration am 16.12. in Heilbronn
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Sprecher unerwünscht war, die Schüle-
rinnen und Schüler wollten sich nicht von
der Politik vereinnahmen lassen, forder-
te er die Jugendlichen in Braunschweig
auf, Gleichaltrige durch Gespräche von
rechtsextremistischem Gedankengut ab-
zubringen. Viele gerieten nur durch ihre
Probleme in der Schule und im Eltern-
haus in ein rechtes Umfeld.Wer diese Ju-
gendlichen ausgrenze, liefere sie jenen
rechtsextremistischen Vordenkern aus,
„die ihre Glatzen nach innen tragen“.
Gabriel appellierte an die Schüler, sich
mutig ausländerfeindlichen Tendenzen
entgegenzustellen. Es sei Zeit, sich nicht
nur mit Lichterketten und Demonstra-
tionen zu wehren und warb für ein Ver-
bot der NPD. Zu der Demonstration hat-
ten Schüler von der Neuen Oberschule in
Braunschweig aufgerufen,nachdem zwei
Mitschüler im Internet mit Nazi-Parolen
gegen Lehrer gehetzt hatten. bee

Aktionstag gegen rechts in Greifs-
wald – 7000 beteiligten sich
GREIFSWALD. Der Aktionstag wurde zu
einer der größten Veranstaltungen der
Region in den letzten zehn Jahren.Greifs-
wald steht auf, Greifswald zeigt Flagge
lautete das Motto. Seit Wochen mobili-
sierten Kirchen, Parteien, Gewerkschaf-
ten, Unternehmer, Schulen, Universität,
Vereine, Theater, Künstler und antifa-
schistische Gruppen gegen die NPD-De-
monstration, die die Stadt verboten hat-
te, damit aber vor dem Oberverwal-
tungsgericht scheiterte. 6000 beteiligten
sich am Demonstrationszug „Aufstehen
gegen Menschenverachtung“ und 7000
nahmen an den Festen, Kultur-, Sport-
oder Diskussionsveranstaltungen am
Nachmittag teil. 650 Polizisten und
Bundesgrenzschutzbeamte mussten den
kleinen Haufen von 320 NPDlern schüt-
zen,die trotzdem durch eine Ladung Mist
und kleineren Sitzblockaden in ihrem
nationalen Marsch unterbrochen wur-
den. Ostsee-Ztg., www.partisan.net

Erstmals unter Rot/Grün sollen im
März wieder Castor-Transporte rollen
AHAUS/NECKARWESTHEIM. Die Atom-
mülltransporte durch Deutschland wa-
ren im Mai 1998 von der damaligen Um-
weltministerin Angela Merkel gestoppt
worden, weil an mehrerern Castoren un-
zulässig hohe Strahlenwerte festgestellt
worden waren. Im Januar 2000 hatte des
Bundesamt für Strahlenschutz unter
neuen Auflagen zunächst fünf Transpor-
te aus den Kernkraftwerken Biblis, Ne-
ckarwestheim und Philippsburg geneh-
migt. Nach Ahaus sollen aber nur Trans-
porte aus Neckarwestheim und Philipps-
burg führen; die abgebrannten Brennstä-
be aus Biblis werden in Gorleben
zwischengelagert.Das Innenministerium
von NRW kündigte nun den Transport
nach Ahaus für die erste Märzhälfte an.
Zwischen dem 26. und 28. März soll
außerdem die strahlende Fracht aus dem

französichen
La Hague
nach Gorle-
ben stattfin-
den. Die Grü-
nen in NRW
kritisieren,
dass ein
Transport aus
Neckarwest-
heim rollen
solle, obwohl
die Genehmi-
gung eines
beantragten Interimslagers direkt am
Kraftwerk unmittelbar bevorsteht (Ende
März/Anf. April). In Philippsburg sei zu-
dem noch reichlich Lagerkapazität vor-
handen. Die Grünen in Niedersachsen
wollen trotz des von ihrer Partei mitge-
tragenen Atomkonsenses zu Protestak-
tionen aufrufen. „Wir werden die Castor-
Transporte nutzen, um deutlich zu ma-
chen, dass uns der Atomkonsens nicht
weit genug geht“, erklärte die nieder-
sächsische Landesvors.Heidi Tischmann.
20.000 Polizisten werden den Castor-
Transport von Baden-Württemberg nach
NRW begleiten.In Niedersachsen werden
15.000 Beamte im Einsatz sein. Für sie
sind zum Teil Urlaubssperren verhängt
worden.Von den Aktionsbündnisses wird
der März als Monat des Anti-AKW-
Widerstands vorbereitet: In Neckarwest-
heim beginnt der Protest am 4. Februar
mit einem Sonntagsspaziergang zum
AKW, in Ahaus wird dann für den 18. Fe-
bruar zu einem bundesweiten Großde-
monstration aufgerufen. In Gorleben ka-
men bereits am 13. Januar mehr als 100
Menschen zu einem Ratschlag zusam-
men. Am 27. Januar werden bei der Ak-
tion „Ein Landkreis putzt sich raus!“ die
X-Widerstandssymbole landkreisweit
wieder aufpoliert. ww.x1000malquer.de

Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht-
Ehrung am 15. Januar in Berlin
BERLIN. Ob in Berlin-Friedrichsfelde, am
Landwehrkanal oder am Denkmal Rosa
Luxemburgs in Berlin-Wilmersdorf – die
Ehrung für die von der Reaktion vor 82
Jahren ermordeten Arbeiterführer Rosa
Luxemburg und Karl Liebknecht wird
immer mehr zu einer gemeinsamen Tra-
dition aller Linken in Berlin und darüber
hinaus. Über allem stand am Sonntag die
Auffassung, gemeinsam gegen Rechtsra-
dikalismus und Fremdenfeindlichkeit zu

kämpfen und in der Tradition Lieb-
knechts und Luxemburgs für den demo-
kratischen Sozialismus einzustehen.

In Berlin-Friedrichsfelde nahmen
nach Angaben der PDS etwa 100.000
Menschen an der Ehrung teil. Mehr als
15.000 davon versammelten sich, aufge-
rufen von einem breiten Bündnis von Or-
ganisationen und Parteien, darunter
PDS, DKP, Jusos, Trotzkisten, antifa-
schistische und linke Organisationen, am
Frankfurter Tor und gingen gemeinsam
zum Friedhof in Berlin-Friedrichsfelde,
um am Denkmal mit der Aufschrift „Die
Toten mahnen!“ ihr Bekenntnis für Frie-
den, gegen Krieg abzulegen.

Die Luxemburg-Liebknecht-Ehrung
lebt! Überzeugend machten die Zehn-
tausende klar, dass weder Provokationen
– wie die im vergangenen Jahr – noch Tot-
sagungen das Gedächtnis und den Willen
vieler Menschen beeinträchtigen können.
Mit sehr unterschiedlichen Motiven kom-
men sie und widersetzen sich dem
Wunsch des offiziellen Berlins, die Stra-
ßen der Stadt für die Bundesregierung
„rein“ zu halten. „Luxemburg, Lieb-
knecht, Lenin – Niemand ist vergessen –
Aufstehen und widersetzen“ – so stand es
auf dem Spruchband der Teilnehmer der
Demo und alle, die kamen, sahen und ak-
zeptierten diese Losung. Luxemburg-
Liebknecht-Ehrung am 15. Januar, dem
Tag der Ermordung Luxemburgs und
Liebknechts durch rechte Freikorps-Of-
fiziere, ist kein Ritual, sondern Ausdruck
des Willens, sich dem Zeitgeist des Ver-
gessens und der Verdummung zu wider-
setzen.

Allerdings beweisen sowohl die SPD
und die Grünen, dass sie diesem gemein-
samen Handeln nicht folgen wollen. Der
Landesvorsitzende der SPD in Berlin,Pe-
ter Strieder, legte am Nachmittag einen
Kranz an der Gedenktafel im Tiergarten
nieder.Die Grünen wollen die Ehrung mit
einem Gebinde am Ort der Ermordung,
am Landwehrkanal wahrnehmen. Die
Basis der Parteien denkt anders. Sie glie-
dern sich ein in die große Masse der De-
monstranten, die Rosa und Karl in Frie-
drichsfelde ehren. SPD-Linke des Ware-
ner Kreises (Mecklenburg-Vorpommern)
waren es, die kamen, weil „Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht gegen den
Krieg waren“. Selbst Teilnehmer aus Ös-
terreich und Tschechien nehmen in wach-
sender Zahl teil und sagen „Wir kommen
wieder!“ Es ist beeindruckend, so junge
Teilnehmer aus Baden-Württemberg,
was wir in Berlin sahen. Sie gehörten der
Vereinigung der Verfolgten des Naziregi-
mes an.

Am Rande der diesjährigen Veranstal-
tung waren 800 Polizisten eingesetzt. Es
kam nach Verlautbarungen der Polizei zu
keinen nennenswerten Zwischenfällen.
Außer dem, dass eine Teilnehmerin der
Demo einem Polizisten die Hand drück-
te – und ihm dankte. Von den Organisa-
toren eingesetzte Ordner hatten dafür ge-
sorgt, dass es zu keinen wesentlichen
Ausschreitungen kam. abe
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Den Aufruf des Internationalen Menschen-
rechtsvereins zu einem Trauermarsch am
23.12.2000 in Hannover unterstützten ca.
300 Menschen. Anlaß für den Trauermarsch
war der Tod des 17-jährigen tamilischen
Flüchtlings Arumugasamy Subramaniam,
der sich aus Angst vor der Abschiebung an
seinen Schnürsenkeln erhängt hat. Die Be-
teiligten am Trauermarsch protestierten laut-
stark gegen die Asylpraxis der Bundesre-
gierung und die Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts Osnabrück, die den 17-jähri-
gen in den Tod getrieben haben.

Das aus diesem Anlass verteilte Flugblatt
wurde von vielen Leuten angenommen.
In dem Flugblatt wurde über den Tod des
jungen tamilischen Flüchtlings berich-
tet. Aus dem Flugblatt: „Wir sind er-
schüttert über seinen Tod und empört
über das unmenschliche Vorgehen der
verantwortlichen Ausländerbehörde in
Osnabrück, die trotz offenstehender Al-
ternativen darauf beharrte, die Abschie-
bung durchzuführen.“ Die offenstehende
Alternative war ein eingeleitetes Adop-
tionsverfahren. In dem Flugblatt heißt es
weiter: „Der Selbstmord … ist eine
furchtbare Anklage an die praktizierte
Asylpolitik in Deutschland. Es handelt
sich hierbei nicht um ein tragisches Ein-
zelschicksal eines labilen Menschen, der

mit seinem Leben nicht zurecht kam.
Arumugasamy Subramaniam mußte
1996 seine Familie und Freunde verlas-
sen und aus Sri Lanka fliehen. Er kam
nach Deutschland, um sein Leben zu
schützen. Doch die Gleichgültigkeit und
Ignoranz der Ausländerbehörde und des
Verwaltungsgerichts in Osnabrück nah-
men ihm den Lebenswillen, so dass er
letztlich den Selbstmord der qualvollen
Gewissheit über Erniedrigung, Folter
und drohender Ermordung in Sri Lanka
vorzog. Er sah keinen anderen Ausweg,
als sich das Leben zu nehmen, um der po-
litischen Verfolgung zu entgehen, die ihm
von den Entscheidungsinstanzen im
Asylverfahren nicht geglaubt wurde. Um
10 Uhr morgens hatten die Justizbeam-
ten der Justizvollzugsanstalt den jungen
Tamilen tot aufgefunden. Man sollte an-
nehmen, dass nach einem solchen Vorfall
umgehend Konsequenzen aus der offen-
sichtlichen Fehleinschätzung der Asylin-
stanzen gezogen würden. In jedem euro-
päischen Land wäre dies der Fall gewe-
sen. Aus Niedersachsen jedoch wurde,
schon eine Stunde später, um 11 Uhr 15,
der 26-jährige Tamile Shankar, der zuvor
in derselben Abschiebehaftanstalt in
Langenhagen festgehalten wurde, nach
Sri Lanka abgeschoben.

Bereits vor einem Jahr hat sich ein 39-

jähriger Tamile in der Abschiebehaft in
Moers erhängt, nachdem sein verzweifel-
ter Hungerstreik und seine Warnung,sich
eher das Leben zu nehmen, als in die
Hände seiner Peiniger ausgeliefert zu
werden, ignoriert worden war. Dieser
Selbstmord hätte schon damals einen
Abschiebestopp nach Sri Lanka zur Fol-
ge haben müssen. Statt dessen ist die un-
gerechte Asylrechtsprechung gegenüber
tamilischen Asylsuchenden noch weiter
verschärft worden, obwohl die politi-
schen Entwicklungen in Sri Lanka zu-
nehmend unberechenbarer werden und
die gewalttätigen Ausschreitungen gegen
die tamilische Bevölkerung derart eska-
liert, dass europäische Nachbarstaaten,
wie Großbritannien seit Monaten einen
Abschiebestopp nach Sri Lanka verfügt
haben. Bundesweit sind über 6000 tami-
lische Flüchtlinge von der Abschiebepo-
litik bedroht. Aus dem mutigen Protest –
Hungerstreik in Moers gegen weitere Ab-
schiebungen – hat sich eine bundesweite
Kampagne für einen Abschiebestopp
entwickelt, die vor allem in den letzten
Monaten die Landesregierungen in NRW
und Niedersachsen konfrontierte. Wäh-
rend sich daraufhin der Petitionsaus-
schuss des Landtages in NRW, angesichts
der eskalierenden Menschenrechtsver-
letzungen an der tamilischen Bevölke-
rung in Sri Lanka für einen sofortigen,
zumindest drei Monate andauernden Ab-
schiebestopp aussprach, erwägt das
nordrhein-westfälische Innenministe-
rium nicht eine Sekunde seine kalt-
schnäuzige Position zu verändern. Ein
Vertreter des Innenministeriums hatte
bei Verhandlungen im Oktober deutlich
erklärt, dass ein Abschiebestopp außer

Hannover

Trauermarsch gegen tödliche
Asylpraxis

Solidaritätsaktionen mit den
Hungerstreikenden in den 
türkischen Gefängnissen
Nachdem das brutale Vorgehen der türkischen Behörden
durchsickerte, kam es in an vielen Orten in der BRD zu
Solidaritätskundgebungen. Zur Stunde dauert die Re-
pressionswelle noch an (s.a. S. 9). Die Rot-Grüne Regie-
rung, die es in der Hand hätte, den türkischen Staat zur
Beendigung der Massaker zu bewegen, bleibt ungerührt.

HAMBURG: DDii,,  1199..1122::
Spontankundgebung v.
d. türk. Gemeralkonsu-
lat. MMii,,  2200..  1122..::  Besuch
im GAL-Büro. Frr,,  2222..1122
Mitglieder der GAL le-
gen vor dem General-
konsulat einen Kranz
nieder. SSaa,,  2233..1122 Zu ei-
ner vom kurd. Volks-
haus gemeldeten De-
monstration kommen
über 1000 SSoo,,  2244..  1122..
Weitere Demonstration.

KÖLN. Am 2233..1122.. de-
monstrieren mehre-
re tausend Men-
schen. Eine Delega-
tion Kölner Gewerk-
schafter, Journalis-
ten und Künstler so-
wie die PDS-Bun-
destagsabgeordne-
te Ulla Lötzer  über-
geben dem türki-
schen Generalkon-
sul eine Protestre-
solution.
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Wohnungssituation: MÜNCHEN. Die
Grünen haben im Stadtrat Anträge zur
Wohnungspolitik gestellt. Die wirt-
schaftliche Entwicklung der Stadt füh-
re zur Anwerbung neuer Arbeitskräfte
und habe „die Lage auf dem Wohnungs-
markt bis zum Zerreißen angespannt.“
Besonders Einkommensschwächeren
drohe eine neue Wohnungsnot.Dazu for-
dern die Grünen unter anderem: Werks-
wohnungsbau muss neu definiert und
angestoßen werden. Die Stadt muss ei-
ne Neubautätigkeit von ca. 1200 kosten-
günstigen Wohnungen pro Jahr anstre-
ben, um die aus der Bindung fallenden
Sozialwohnungen zu ersetzen. Auch für
Familien mit Kindern muss die Stadt be-
wohnbar bleiben. U.a. durch Förderung
von Genossenschaftsmodellen und ver-
stärkte Förderungsanstrengungen der
Stadt sind auch füt einkommensschwa-
che Haushalte dauerhaft bezahlbare
Mieten anzustreben.

GWH-Anteile verkauft: FRANKFURT

A.M. Ungeachtet der Proteste von Mie-
tervereinen, DGB und SPD hat die Lan-
desregierung 70 % der bisher vom Land
gehaltenen Geschäftsanteile am Woh-
nungsunternehmen GWH (früher Neue
Heumat) an die Landesbank Hessen-
Thüringen verkauft. In Frankfurt sind
rund 10.000 Wohnungen betroffen. Der
Kaufvertrag sieht u.a. vor, dass die Mög-
lichkeiten, die Mieten zu erhöhen, voll-
ständig ausgeschöpft und die Wohnun-
gen auch an Dritte verkauft werden
können. Außerdem gibt es fast keine
Vorgaben für die Verwendung der im-
mensen Rücklagen.

Eisenbahnerwohnungen: KÖLN. Die
Bundesregierung hat entschieden,
114.000 Eisenbahnerwohnungen zu pri-
vatisieren, davon 5.078 in Köln. Dabei
hat sich die Bundesregierungauch über
das der Gewerkschaft Transnet gegebe-
ne Versprechen hinweggesetzt, die Woh-
nungen nur an gemeinnützige Woh-
nungsgesellschaften zu veräußern, da
dies nicht „zu den Einnahmen, die das
Bundeseisenbahnvermögen zur Erfül-
lung seiner Verpflichtungen benötigt“
führe.
Für über 5.000 Haushalte in Köln führt
der Verkauf an die Tochter eines japani-
schen Finanzkonzerns zu Mietsteige-
rungen und Unsicherheiten, da in den
kommenden 10 Jahren 20% des Woh-
nungsbestandes verkauft werden sol-
len.Die PDS will dies Thema verstärkt
zum Thema kommunaler Auseinander-
setzung machen, zumal auch die
CDU/FDP Ratsmehrheit Wohnungen
aus der stadteigenen GWG verkaufen
will.

Grundsicherung: BERLIN/KÖLN. Als
Schritt in die richtige Richtung beurteilt
der Deutsche Städtetag die neuen Pläne
der Regierungskoalition für eine eigen-
ständige Grundsicherung für ältere

Menschen und Erwerbs-
unfähige. Der kommu-
nale Spitzenverband
fordert jedoch eine kla-
re Finanzierungsrege-
lung, die den Kommunen
keine zusätzlichen Kosten aufbürdet.
„Der hartnäckige Widerstand der Kom-
munen gegen einen Ausbau der Sozial-
hilfe zur Grundsicherung für Rentner
hat offenbar Wirkung gezeigt. Der Sin-
neswandel, ein eigenes Leistungsgesetz
vorzusehen, ist grundsätzlich positiv“,
erklärte der Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Städtetages, Dr. Stephan Ar-
ticus: „Wenn der Bund eine neue Sozi-
alleistung einführt und die Kommunen
für zuständig erklärt,muss er ihnen aber
die Mehrkosten für die Leistung und die
Organisation der Auszahlung voll er-
statten.“ Articus kritisierte die im Ge-
setzentwurf zur Rentenreform vorgese-
hene Regelung, wonach die Kosten für
die Grundsicherung den Ländern er-
stattet werden sollen. Die Städte for-
derten dringend, ihnen unmittelbar ih-
re Kosten für die Ausführung des neuen
Bundesgesetzes voll auszugleichen, so
wie das beispielsweise beim Wohngeld
und beim Erziehungsgeld bereits der
Fall sei. Im übrigen sei fraglich, ob die
vom Bund genannte Summe von 600
Millionen Mark die Mehrkosten wirk-
lich abdecken könne.

Pflegenotstand: KÖLN. Der Städtetag
Nordrhein-Westfalen warnt vor einem
Pflegenotstand in Alten- und Pflegehei-
men.Hintergrund der Befürchtungen ist
das Zweite Modernisierungsgesetz, das
zum 1. Januar in Kraft getreten ist und
Kreise und kreisfreie Städte erstmals
unmittelbar über das Pflegewohngeld
an der Finanzierung der Investitions-
kosten von Alten- und Pflegeheimen be-
teiligt. Gleichzeitig hat sich das Land
Nordrhein-Westfalen aus der Finanzie-
rung von Neubau und Modernisierung
solcher Einrichtungen zurückgezogen.
Die Landschaftsverbände beziffern den
Investitionsbedarf in der stationären
Pflege auf mehr als sieben Milliarden
Mark. „Diesen Investitionsstau können
die Kommunen unmöglich allein bewäl-
tigen“, sagte der Geschäftsführer des
Städtetages NRW, Dr. Stephan Articus,
am 5. Januar 2001 in Köln: „Wenn sich
das Land aus der Investitionsförderung
für Alten- und Pflegeheime verabschie-
det, ist mittel- und langfristig ein Pfle-
genotstand nicht auszuschließen. Eine
solche Entwicklung muss im Interesse
der Pflegebedürftigen verhindert wer-
den.“ Es sei wenig sinnvoll, wenn einer-
seits in Bundesgesetzen die Heimauf-
sicht gestärkt und Qualitätssicherungs-
maßnahmen verordnet würden,aber an-
dererseits auf Landesebene die Sicher-
stellung der notwendigen Pflege-Infra-
struktur nicht mehr gewährleistet sei.

Zusammenstellung: ulj

Kommunale
Politik

Frage stünde, da es viel zu viele (in NRW
ca. 3000) ausreisepflichtige tamilische
Flüchtlinge gebe.Dieselben Stimmen,die
öffentlich und medienwirksam zur Zivil-
courage gegen Fremdenfeindlichkeit,
Unmenschlichkeit und Intoleranz aufru-
fen , haben eine Politik zu verantworten,
die tatsächlich die kühnsten Wünsche der
Neonazis übertrifft. Auch das Innenmi-
nisterium in Niedersachsen ist seit Mo-
naten über die besorgniserregende Men-
schenrechtslage in Sri Lanka informiert
und hat dennoch bisher keine erkennba-
ren Konsequenzen gezogen.“ In dem
Flugblatt wird zur Unterstützung der ta-
milischen Flüchtlinge aufgerufen, die in
Niedersachsen einsitzen und von Ab-
schiebung bedroht sind. In Protestschrei-
ben an das Niedersächsische Innenmi-
nisterium soll dieses aufgefordert wer-
den: – Angesichts eklatanter Menschen-
rechtsverletzungen umgehend einen Ab-
schiebestopp nach Sri Lanka zu verhän-
gen, – die tamilischen Geschwister Mary
Angela und Ravi Vincent Mathews aus
der Abschiebehaft zu entlassen, – die Ab-
schiebemaßnahmen gegen die Geschwis-
ter Mathews und die Tamilin Nidarshini
zu beenden, – und die verantwortlichen
Sachbearbeiter in der Ausländerbehörde
Osnabrück für ihr unmenschliches Ver-
halten gegen Arumugasamy Subramani-
am zur Rechenschaft zu ziehen. (bee)

PROTESTSCHREIBEN sollen an: Niedersäch-
sisches Innenministerium, Innenminister Hei-
ner Bartling, Postfach 221, 30002 Hannover,
Fax: 0511-1206550 gerichtet werden. Kopien
der Protestschreiben sollen dem Int. Men-
schenrechtsverein Bremen e.V., Wach-
mannstr. 81, 28209 Bremen zugeleitet werden. 

Schweinfurt.
Am 27. 12. be-
suchten kurdi-
sche Flüchtlin-
ge die Grünen
und übergaben
dem Kreisvor-
stand Hugo
Hofmann eine
Resolution zur
Unterstützung
der politischen
Gefangenen
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Langzeitkonten Marke Deutsche Bank:

Verwandlung von 
Lohn und arbeitsfreier
Zeit in Risikokapital
Die Deutsche Bank, die seit Jahren die Ta-
rifmusik bei den Banken dirigiert, hat für
2001 ein neues Stück in Vorbereitung: Im
Manteltarifvertrag soll es eine Öffnungs-
klausel geben, um von den 30 Tagen Tarif-
urlaub 10 Tage auf ein Langzeitkonto zu lei-
ten. Gleiches soll nicht nur für Prämien und
Boni, sondern auch für das 13. Gehalt und
einen Teil des monatlichen Gehalts ermög-
licht werden. Das Langzeitkonto soll anson-
sten wie die bisherigen Gleitzeitkonten aus
Arbeitszeit über der tariflichen Wochenar-
beitszeit (39 Stunden im Bankgewerbe) und
Mehrarbeit gespeist werden. 

Zunächst sollen die Beschäftigten also
massiv über die tariflich vereinbarte Ar-
beitszeit hinaus arbeiten und ihren Lohn
kürzen, um dann irgendwann Freizeit zu
nehmen: Zusatzurlaub, Bildungsmaß-
nahme, Familienphase, Altersteilzeit,
Teilzeitarbeit… Aber: Ein Anspruch auf
einen bestimmten Freistellungstermin
soll nicht gewährt werden.

Der besondere Dreh bei der Deutschen
Bank: Alle erarbeiteten Stunden werden
zum jeweils aktuellen Stundensatz in
Geld umgerechnet und davon Fondsan-
teile bei der Deutsche Bank-Tochter
DWS zu Gunsten der Beschäftigten er-
worben. Diese können unter 4 verschie-
denen Anlagemöglichkeiten mit einer
Verzinsung von 2% bis 8% wählen.Wenn
man zu einem späteren Zeitpunkt den
Freizeitausgleich nehmen will, wird der
Anlagebetrag zum dann geltenden Stun-
densatz wieder in Stunden zurückge-
rechnet.

Für die Deutsche Bank hat dies meh-
rere Vorteile: Einerseits wird Mehrarbeit
attraktiver für die Beschäftigten,weil die

bisher oft unbezahlt geleistete Mehrar-
beit (Verfall von Gleitzeit) kaum mehr
vorkommen wird. Andererseits muss die
Bank für diese Freizeitansprüche keine
Rückstellungen in ihrer Bilanz bilden,
wodurch ihr Shareholder Value ansteigt.
Falls die Umwandlungsmöglichkeiten
für das 13. Gehalt, den Tarifurlaub und
Teile des Monatsgehaltes genutzt wer-
den, sinkt der Druck in den Tarifver-
handlungen – Bankangestellte haben of-
fenbar ein hohes Sparpotential, warum
soll man überhaupt ein 13. Gehalt zah-
len? Weiterhin will die Deutsche Bank
unter der Marke „DB-Zeitinvest“ diese
Fonds gleich noch anderen Banken für
deren Langzeitkonten anbieten,ein schö-
nes Zusatzgeschäft.

Das Risiko dabei haben die Beschäf-
tigten: Zum einen gibt es keine „Geldzu-
rück-Garantie“, je höher die Verzinsung,
desto höher das Verlustrisiko. Und im
Unterschied zu anderen Zeitsparmodel-
len, wo je angesparte Stunde später wie-
der genau eine Stunde Freizeit genom-
men wird, hat die Umrechnung in Geld
noch einen interessanten Nebeneffekt:
Steigt das individuelle Gehalt im Zeit-
raum zwischen Einstellung und Entnah-
me aus dem Langzeitkonto stärker als die
gewählte Verzinsung, so hat man im End-
effekt weniger Freizeit als ursprünglich
erarbeitet. Beispiel: 100 Stunden wurden
zum Stundensatz von 30 DM auf einen
DB-Zeitinvestfonds eingezahlt und mit
4% verzinst. Das

Gehalt steigt aber um 10% pro Jahr.Nach
fünf Jahren beträgt das Wertguthaben
3.650 DM, das Stundenentgelt DM 48,32
und der Freistellungsanspruch daher nur
noch 75,5 Stunden. Dabei ist zu beach-
ten,dass der individuelle Karriereverlauf
durchaus über die in den letzten Jahren
üblichen 2–3% jährliche Tariflohnsteige-
rungen hinausgehen kann,z.B.durch Hö-
hergruppierungen aufgrund steigender
Arbeitsplatzanforderungen und Höher-
qualifizierung. So ist eine Entwicklung
z.B. von der Tarifgruppe 5, der Regelein-
stiegsgruppe für ausgebildete Bankkauf-
leute bis in die Tarifgruppe 7 oder 8
durchaus keine Seltenheit. Auch Infor-
matiker, die nach der Hochschule mit TG
7 eingestellt werden, können in einigen
Jahren in den AT-Bereich aufsteigen.
Wenn man seine Langzeitkonten in die-
sem Zeitraum nicht abwerten will, muß
man also ins Risiko gehen.

Die Deutsche Bank behauptet, ihr Mo-
dell sei ein Kampfmittel im „war for ta-
lents“ (Heinz Fischer, Bereichsvorstand
Personal). „Top-Talente aus den Hoch-
schulen“ könne man nur für das Unter-
nehmen gewinnen, wenn sie einen größe-
ren Freiraum zur Selbstgestaltung des
Arbeitslebens bekämen. Bisherige Er-
fahrungen mit Langzeitkonten zeigen
aber, dass das berühmte Sabbatjahr und
andere Mittel individueller Zeitsouverä-
nität wenig genutzt werden. Ge-

Bayerisches Kultusministerium unterliegt

erneut vor Gericht

Arbeitszeitkonto: 
Klage einer GEW-
Kollegin erfolgreich
pe.gew.19.12 – Im September 2000 stellte
der Bayerische Verwaltungsgerichtshof fest,
dass das verpflichtende Arbeitszeitkonto für
Lehrkräfte an Grundschulen vom Kultusmi-
nisterium ohne ausreichende Rechtsgrund-
lage eingeführt wurde. Verpflichtendes Ar-
beitszeitkonto bedeutet: Lehrkräfte erteilen
während einer fünfjährigen „Ansparphase“
eine Wochenstunde mehr Unterricht, an-
schließend folgt eine dreijährige „Wartezeit“
mit der bisherigen Unterrichtszeit und da-
nach eine fünfjährige „Ausgleichsphase“
mit einer um eine Wochenstunde reduzier-
ten Unterrichtszeit. 

Trotz dieser Niederlage vor Gericht ver-
pflichtete das Kultusministerium weiter-
hin Lehrkräfte, eine Wochenstunde mehr
zu unterrichten. Widersprüche dagegen
wurden nicht entschieden; stattdessen
ein Sofortvollzug angeordnet. Das heißt:
Lehrkräfte mussten und müssen weiter-
hin ohne ausreichende Rechtsgrundlage
eine Wochenstunde mehr unterrichten.

Dagegen klagte mit Unterstützung der
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) Bayern eine Kollegin, ver-
treten durch Rechtsanwalt Kittl, vor dem
Verwaltungsgericht Augsburg. Das Ge-
richt gab der Klägerin in vollem Umfang
Recht. Der Kern des Urteils: „Die auf-
schiebende Wirkung des Widerspruchs
(…) wird wiederhergestellt. Die Heran-
ziehung der Antragstellerin zu einem
verpflichtenden Arbeitszeitkonto ist
rechtswidrig“. Der Vorsitzender der bay-
erischen GEW, Schorsch Wiesmaier, da-
zu: „Das Urteil des Verwaltungsgerichts

ist eine weitere Lektion für das Kultus-
ministerium in Sachen rechtsstaatlichen
Verhaltens“.

Im Einzelnen urteilte das Gericht:
„Zwar ist das öffentliche Interesse des
Antragsgegners an einer gesicherten und
unverminderten Unterrichtsversorgung
hoch anzusehen; doch ist dem das Inter-
esse der Antragstellerin, nicht ohne
Rechtsgrundlage zu einer Unterrichts-
verpflichtung, die über dem gesetzlichen
Rahmen der Arbeitszeitordnung nach
Artikel 80, Absatz 1, Bayerisches Beam-
tengesetz, hinausgeht, herangezogen zu
werden, gegenüberzustellen“. Und wei-
ter: „Da vor allem nach den bisherigen
gesetzlichen Vorgaben Mehrarbeit
grundsätzlich jeweils in unmittelbarem
Anschluss und in engem zeitlichen Zu-
sammenhang mit der betreffenden Leis-
tung auszugleichen war, besteht ein er-
hebliches Interesse daran, nur durch ei-
ne wirksame normative Regelung zu ei-
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Bündnis für Arbeit nicht in Gefahr. –
HB, Montag, 18.12.2000. – BDA-Präsi-
dent D. Hundt forderte, die geplante
Ausweitung der Betriebsratsmit-
bestimmung gehöre auf den Verhand-
lungstisch des Bündnis für Arbeit.

BDA fordert neue Anreize für Beschäf-
tigung Älterer. –  HB, Dienstag, 19.12.
2000. – Rigide Schutzvorschriften und
Zwänge hemmen nach Ansicht der
BDA die Einstellung älterer Arbeitneh-
mer und fördern ihre Frühverrentung.
Stärkere Beschäftigung Älterer sei
aber mittel- und langfristig unerläss-
lich, um das Wachstum zu stärken, die
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern, die
Finanzierung der Sozialversicherungs-
systeme aufrecht zu erhalten und die
strukturelle Arbeitslosigkeit wirksam
abzubauen.
Wesentliche Ursache sei der Arbeits-
kräftemangel, der sich in zehn bis 15
Jahren dadurch abzeichnet, dass die
Geburtenrate in Deutschland gesun-
ken ist, die Lebenserwartung aber
steigt. Vorruhestandsregelungen seien
also nicht mehr zu fördern, jedoch ta-
rifpolitische und betriebliche Flexibi-
lität. Bisherige Schutzmaßnahmen für
ältere Arbeitnehmer hätten sich posi-
tiv auf Frühverrentungsmaßnahmen
ausgewirkt. Sie erschwerten Weiterbe-
schäftigung bzw.Wiedereinstellung Äl-
terer statt sie zu fördern. Hemmend
seien Verdienstkomponenten,die an die
Dauer des Arbeitsverhältnisses unab-
hängig von der Leistung geknüpft sind.
Beim Kündigungsschutzrecht sei eine
Öffnung für arbeitsvertragliche Abfin-
dungsregelungen, Beschränkung der
Sozialauswahl, Vereinfachung der Be-
triebsratsanhörung und Erleichterun-
gen für kleine Betriebe nötig.

DIHT kritisiert Strafen für beschäfti-
gung illegaler LKW-Fahrer. – HB, Mitt-
woch, 20.12.2000. – BDI und DIHT kri-
tisieren, dass der Auftraggeber eines
Transportes künftig sicherstellen
muss, dass der Transporteur die ar-
beitsrechtlichen Vorschriften einhält
und niemand beauftragt,der illegal be-
schäftigte Fahrer einsetzt. Die Prüfung
von Arbeitsbescheinigungen aus allen
EU-Staaten könne nicht Aufgabe der
Industrie sein.

BDA übt Kritik gegen Tariftreuebin-
dung. – HB, Freitag/Samstag, 22./
23.12.2000. – Öffentliche Bauaufträge
sollen laut Bundesrats-Gesetzentwurf
nur an Unternehmen vergeben werden,
die ihren Mitarbeitern Tariflöhne zah-
len.
S.Küpper,Tarifexperte der BDA,nann-
te dies einen Verstoß gegen das Grund-
gesetz.Die Tariftreue als Voraussetzung
für den Erhalt öffentlicher Aufträge
verletze die garantierte Koalitions-
freiheit.

BDI lobt Öffnung der Tarif-
verträge. – HB, Freitag /
Samstag, 5./6.1.2001. –
BDI-Präsident M. Rogowski
lobte den Vorstoß von Wirt-
schaftsminister Müller, zur Öffnung
von Tarifverträgen. Müller war dafür
eingetreten, Abweichungen von Tarif-
verträgen zuzulassen,wenn Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber sowie die Tarif-
parteien dem zustimmen. Dazu solle
das neue Günstigkeitsprinzip neu aus-
gelegt werden.Bisher gilt Lohnzurück-
haltung zu Gunsten eines Arbeitsplatz-
erhalts nicht als „günstig“ für den Ar-
beitnehmer. Er betonte, eine Erweite-
rung tarifpolitischer Freiräume auf Be-
triebsebene sei ein wichtiger Schritt
hin zu mehr unternehmerischer und ar-
beitnehmerbezogener Freiheit.

BDA lobt Vorstoß zur Befristung staat-
licher Sozialleistungen. – HB,
Donnerstag, 4.1.2001. – CDU-General-
sekretär L. Meyer hatte sich dafür aus-
gesprochen, den Empfang von Sozial-
hilfe auf zehn Jahre zu begrenzen, um
den Anreiz zur Aufnahme einer Arbeit
zu verstärken. Er kritisierte, dass eine
fünf- bis sechsköpfige Familie,die ganz
von staatlichen Transferleistungen ab-
hängig sei, einschließlich Wohngeld bis
zu 4000 DM im Monat erhalte. Der Ar-
beitsmarktexperte der BDA C.
Kannengießer begrüßte diesen Vor-
schlag.

BDA begrüßt geplante Sanktionen ge-
gen Ablehnung angebotener Stellen . –
HB, Dienstag, 9.1.2001. – DAG-Vorsit-
zender R. Issen will im Bündnis für Ar-
beit mit Arbeitgebern und Kanzler be-
raten, „wie wir Arbeitslose verstärkt
dazu bewegen können, einen Job anzu-
nehmen“. Laut Issen sollen die Arbeit-
geber den Arbeitsämtern mitteilen,
wenn Arbeitslose bei einem vom Ar-
beitsamt veranlassten Vorstellungster-
min Desinteresse an der freien Stelle zu
erkennen geben. C. Kannengießer,
BDA: „Herr Issen hat einen berechtig-
ten Punkt angesprochen“.

Arbeitgeber fordern Kürzung des
Krankengeldes.– HB,Donnerstag,11.1.
2001. – Die Arbeitgeber haben ge-
fordert,das von den Krankenkassen ge-
zahlte Krankengeld von bisher 90% auf
60 bis 70% des Nettoeinkommens zu
kürzen.Dies würde die Krankenkassen
um bis zu drei Mrd. DM im Jahr entlas-
ten, erklärte die BDA. Der durch-
schnittliche Kassenbeitrag könne da-
mit um ca.0,2 Prozentpunkte auf 13,4%
sinken. BDA-Geschäftsführer J. Hus-
mann verwies darauf, dass auch Rente
und Arbeitslosengeld nur etwa 60 bis
70 % oder weniger des Nettoeinkom-
mens betrügen.

Presseauswertung: rst

W
irtschafts-

presse

rade die Beschäftigten, die auf dem Kar-
rieretrip sind, sehen in der Regel eher die
Gefahr, dass zu lange Freizeiten zu einem
Karriereknick führen. Die Frauen, die
nach dem Erziehungsurlaub als Teilzeit-
beschäftigte in die Banken zurückkeh-
ren, können davon ein Lied singen.

Ohne einen dramatischen Kultur-
wechsel in Sachen Freizeitnahme ist zu
befürchten, dass das Deutsche Bank-
Langzeitkonto genauso endet wie ande-
re Konten: Bei Kündigung wird bar aus-
gezahlt, denn welcher neue Arbeitgeber
will schon Freizeitansprüche überneh-
men. Der Beschäftigte zahlt bei Auszah-
lung im nachhinein höhere Steuern als
zum Ansparzeitpunkt und die Deutsche
Bank spart Sozialversicherungsbeiträge,
weil die Beiträge nur bis zur Höchst-
grenze im Jahr der Auszahlung berech-
net werden. Und falls die Rationalisie-
rungswelle die Langzeitkonteninhaber
erreicht, können diese ihre Kurzarbeit
selbst bezahlen. Die ständige Ausein-
andersetzung, welche Art beruflicher
Fortbildungszeit vom Arbeitgeber zu ver-
güten ist und welche als Privatsache der
Beschäftigten angesehen wird, kann
dann auch zu Lasten der Beschäftigten
entschieden werden.

Im HBV-Fachgruppenvorstand Ban-
ken Frankfurt wurde diskutiert, dass an-
gesichts der trotz aller Nachteile unbe-
strittenen Attraktivität von Langzeit-
konten (endlich wird fast die gesamte Ar-
beitszeit vergütet) Widerstand schwierig
ist. Man will aber in die tarifpolitische
Debatte den Vorschlag einbringen, die
wöchentliche tarifliche Arbeitszeit der
Bankangestellten (immer noch 39 Stun-
den) endlich an die der Industrieange-
stellten anzugleichen und die Langzeit-
konten bei Beibehaltung der gegenwär-
tigen betrieblichen Arbeitszeiten aus die-
ser Differenz zu speisen. Umwandlung
von Gehaltsbestandteilen oder von Ur-
laub wird abgelehnt.

(gst)

nem Arbeitszeitkonto, das sich über ei-
nen Zeitraum von 13 Jahren erstreckt,
herangezogen zu werden. Nach alle dem
fällt die Abwägung zu Gunsten der An-
tragstellerin aus.“ 

Die GEW fordert das Kultusministe-
rium auf, zur Unterrichtsversorgung in
der Grundschule arbeitslose junge Leh-
rerinnen und Lehrer einzustellen, statt
die beschäftigten Lehrkräfte an Grund-
schulen, die mit 28 Wochenstunden be-
reits das höchste Deputat aller Schular-
ten haben, rechtswidrig zu Mehrarbeit
heranzuziehen. In Bayern sind derzeit
über 1.300 Grundschullehrerinnen und –
lehrer ohne Anstellung.

Das bayerische Kultusministerium
kann gegen den Beschluss des Verwal-
tungsgerichts Augsburg Beschwerde ein-
legen, wenn diese vor dem Bayerischen
Verwaltungsgerichtshof zugelassen wird.
Im Auftrag des Landesvorstands: 
Wolfram Bundesmann, Geschäftsführer
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Die PDS will jetzt eine
Internationale Konferenz

zur Auseinandersetzung mit
dem Rechtsextremismus am 11 bis

13. Mai in Berlin durchführen. Ein ge-
nauer Plan liegt noch nicht vor.

Neuer Wahlkampfleiter für die Bundes-
tagswahlen wird Dietmar Bartsch sein.
Diether Dehm fand keine Mehrheit im
Vorstand. Als politischer Zeitplan wur-
de folgende Einschätzung verabschie-
det:
„Innerhalb des Wahlzyklus kommt der
kommunalen Ebene für die PDS eine
große Bedeutung zu, denn diese Wahlen
und ihre Ergebnisse setzen wichtige Aus-
gangspunkte für das Bundestagswahl-
jahr. Die Kommunalwahlen in Hessen,
Niedersachsen und Bayern, die Wahlen
der BürgermeisterInnen und LandrätIn-
nen in Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Branden-
burg sind von ihrem Charakter deshalb
dezentrale Wahlen mit zentraler Bedeu-
tung für die PDS. Der Einzug in hessi-
sche, niedersächsische und bayerische
Kommunalparlamente ist eine wichtige
Möglichkeit, die PDS mit ihrer kommu-
nalpolitischen Kompetenz im Alltag der
Menschen in den westdeutschen
Bundesländern zu verankern und so wei-
ter an Akzeptanz zu gewinnen. Mit ei-
nem guten Ergebnis bei den Bürger-
meister- und Landratswahlen – Verteidi-
gung der Bürgermeisterämter, zweistel-
liger Gewinn weiterer Bürgermeister-
ämter, die erste/der erste Landrätin/
Landrat der PDS – wird der Anspruch
der PDS untermauert, im Osten
Deutschlands um den zweiten Platz im
Parteiensystem zu kämpfen.

Besondere Bedeutung für die Bundes-
tagswahl hat die Landtagswahl in Sach-
sen-Anhalt im Frühjahr des Jahres 2002.
Das erfolgreiche Abschneiden dort ist ei-
ne wichtige Voraussetzung für ein gutes
Wahlergebnis im Herbst auf Bundesebe-
ne. Der Zeitpunkt der Wahl, die beson-
dere landespolitische Konstellation he-
ben die Landtagswahlen in Sachsen-An-
halt ebenso hervor wie die Tatsache,dass
in Sachsen-Anhalt mit der Verhinderung
des Wiedereinzugs der DVU,die 1996 fast
13 Prozent der Stimmen erhalten hatte,
ein deutliches Signal gegen den Rechts-
extremismus gesetzt werden muss. Die
PDS muss ihren Wahlkampf auf die
Bundestagswahlen konzentrieren und
zugleich die Landtagswahlen in Sach-
sen-Anhalt als Sache der gesamten Par-
tei begreifen.

Ähnliches gilt für die Landtagswah-
len in Mecklenburg-Vorpommern, die
gemeinsam mit der Bundestagswahl
2002 stattfinden werden. Diese Konstel-
lation stellt besondere Anforderungen
an den Wahlkampf der PDS, die auf
Bundesebene den Wahlkampf dem in
Cottbus beschlossenen Leitantrag ent-
sprechend als linke Opposition zur

Bundesregierung führen wird, in Meck-
lenburg-Vorpommern aber als Regie-
rungspartei darum ringt, diese Verant-
wortung weiter wahrnehmen zu können.
Damit im Nordosten beides erfolgreich
bewältigt werden kann,braucht die PDS
Mecklenburg-Vorpommern die Unter-
stützung der gesamten PDS.“

Unter der Überschrift „Freiheit und Ge-
rechtigkeit“ verabschiedete die PDS-
Bundestagsfraktion am 11./12. Januar
auf einer Klausurtagung folgende
Schwerpunkte und Vorhaben für die
Bundestagswahl 2002.
Das Papier setzt auch einen Schwer-
punkt im Kampf gegen gegen Rassismus
und Rechtsextremismus. Das ist nicht
ganz unwichtig für die Dikussion um das
Wahlprogramm.

Chefsache Ost: Kein Aufschwung ohne
Arbeit 
◗ Es stimmt: Die wirtschaftliche und so-
ziale Lage in Ostdeutschland steht auf
der Kippe, aber: Der Osten kann nicht
auf Dauer auf der Kippe leben, der Os-
ten braucht Perspektiven, er darf nicht
abstürzen.
◗ Die PDS plant Initiativen gegen das
weitere Ausbluten des Ostens, vor allem
gegen die anhaltende Abwanderung der
Jugend. Zusammen mit gesellschaft-
lichen Verbänden, Unternehmen und Ju-
gendlichen wollen wir verdeutlichen:
Entweder das ganze Land profitiert vom
innovativen Aufschwung im Osten oder:
Auch der Westen laboriert am Nieder-
gang des Ostens.Der Osten braucht neue,
existenzsichernde Arbeitsplätze. Insbe-
sondere junge Leute sollen das Gefühl
gewinnen: Im Osten liegt Zukunft.
◗ Die Lebensverhältnisse in Ost und West
müssen schneller und verlässlicher als
bisher angeglichen, weiter bestehende
Ungerechtigkeiten für „Ossis“ über-
wunden werden: von A wie Anerkennung
der Berufsabschlüsse, über L wie Lohn-
gleichstellung bis Z wie Zusammen-
wachsen.
◗ Föderalismus ist mehr als West-Ost-
Transfer: Die PDS will Gerechtigkeit
zwischen reichen und armen Bundeslän-
dern, eine Solidar- statt Ellenbogenge-
sellschaft.

◗ Die PDS tritt ein für eine alternative
Bahnreform, um die Deutsche Bahn von
der schiefen Bahn zu holen und die Wei-
chen für einen nutzerfreundlichen öf-
fentlichen Nah- und Fernverkehr neu zu
stellen.
◗ Gewerkschaften und PDS haben viele
Berührungspunkte und ähnliche Ziele.
Sie sind kein Traumpaar, sondern etwas
für die Wirklichkeit.

Für eine tolerante Gesellschaft – ge-
meinsam gegen Rassismus und Rechts-
extremismus 
◗ Wir brauchen einen gesellschaftlichen
Aufbruch gegen Rechts, und keine Ali-
bi-Aktionen anstelle dieses Aufbruchs.
◗ Gegen Nazis in den Köpfen hilft am
meisten Bildung.
◗ Deutschland ist Einwanderungsland.
Es muss sein Asylrecht verbessern.
◗ Die PDS tritt ein für eine Änderung des
Grundgesetzes: In die deutsche Verfas-
sung gehört eine Antifaschismus-Gebot.

Deutschland muss sich aus der Kriegs-
logik verabschieden und – endlich – ab-
rüsten 
◗ Die PDS lehnt jeglichen Umbau der
Bundeswehr zu einem weltweit einsetz-
baren Interventionsinstrument ab. Wir
fordern vielmehr reine Verteidigungspo-
litik und verlangen: Bleibe im Land und
nähre dich friedlich! 
◗ Die PDS stellt sich gegen jede Auf- und
Umrüstung der Bundeswehr. Eine Ar-
mee von 100 000 muss – als Nahziel – ge-
nügen.
◗ Die PDS fordert die Einsetzung eines
parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses zur Uran-Munition.

Gerechtigkeit ist modern: Wir wollen so-
ziale Sicherheit, nicht soziale Spannun-
gen in die Zukunft tragen 
◗ Die PDS sagt Nein zur Rentenreform
von Rot-Grün.
◗ Die PDS wird sich weiter für konkre-
te Nachbesserungen einsetzen, aber ei-
ne Zustimmung zur Gesamtreform ist
von uns in Bundestag und Bundesrat
auch dann nicht zu erwarten.
◗ Vor allem bei Frauenrenten müssen
Ungerechtigkeiten beseitigt werden.
◗ Auch noch zur Wahl 2002 wird es wich-
tig sein zu wissen: Wer war Anfang 2001
für die unsolidarische Rentenreform von
Rot-Grün und wer ist damals schon da-
gegen gewesen.
◗ Gesundheit geht alle an – auch den
Staat. Die PDS fordert deshalb eine ge-
rechte Gesundheitsreform 
◗ Nicht mit der PDS zu machen: „Klont“
euch allein! 
◗ Für einen wirksamen Verbraucher-
schutz! 
◗ Armut geht alle an – Reichtum auch.

Die ersten 100 Tage… 
◗ … 100 Tage nach der Wahl des neuen
Fraktionsvorstandes stellen wir fest:
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Ein gesellschaftliches Ereignis für die

PDS: R-L-Gedenkveranstaltung 2001.
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Druck von links macht Sinn. Bei Rente,
Entfernungspauschale, Antikriegspoli-
tik oder Ostförderung hat die PDS nicht
alles erreicht, was sie erreichen wollte –
aber es ist mehr erreicht worden, als oh-
ne sie möglich gewesen wäre.
◗ … 100 Tage neuer Fraktionsvorstand
zeigen: Die PDS führt die Konkurrenz
um Inhalte gegenüber anderen Parteien
mit wachsender Kompetenz und stei-
gendem öffentlichen Interesse.
◗ … Die ersten 100 Tage haben auch ge-
zeigt: Wenn wir uns nicht selbst beschä-
digen, gilt für 2002: Wir sind drin! 

Der ehemalige Parteivorsitzende Lothar
Bisky hat die Leitung der Programm-
kommission niedergelegt, trotz Bitten
des Parteivorstandes. Bisky sieht laut
Neues Deutschland eine „Verhinderer-
fraktion“ in der PDS, die eine Debatte
über das Programm nicht wünschen,
weil sie befürchten, dass die DDR-Ge-
schichte in einem neuen Programm an-
ders bewertet würde. Bisky bestätigte
diese Information, nachdem Dietmar
Bartsch vernünftigerweise erklärte,
dass ein neues Parteiprogramm vor den
Bundestagswahlen nicht mehr verab-
schiedet werden kann. Der Beschluss
des Parteivorstandes lautete noch etwas
anders, deshalb dokumentieren wir ihn
hier:
Beschluss zur Programmdebatte:
1. Das grundlegende Anliegen des Be-
schlusses des Parteivorstandes zur Pro-
grammdebatte besteht darin, die sub-
stanzielle Arbeit am Programm und die
öffentliche Diskussion dazu so intensiv
voranzubringen, dass inhaltliche Defi-
zite weiter überwunden werden, auf
dem Parteitag im Herbst 2001 die pro-
grammatische Profilierung der PDS
überzeugend hervortritt und die Unter-
schiede zur Programmatik der SPD, der
Grünen und der CDU/CSU für interes-
sierte Wählerinnen und Wähler klar er-
kennbar werden.
2. Der Parteivorstand weist die Landes-
vorstände der PDS ausdrücklich auf die
sechs Schwerpunkte der programmati-
schen Debatte hin, wie sie auf dem Par-
teitag in Münster beschlossen wurden.
Die Parteivorsitzende wird sich mit den
Landesvorsitzendenden der neuen
Bundesländer bis Ende Januar 2001
darüber verständigen, welcher Landes-
vorstand gemeinsam mit Arbeits-,Inter-
essengemeinschaften und den Fraktio-
nen der Länder sich welchem der sechs
Schwerpunkte besonders widmen und
organisatorisch betreuen will. An die
Programmkommission geht die Bitte, im
April 2001 dem Vorstand ein erstes Re-
sümee der Programmdebatte zu diesen
Schwerpunkten vorzulegen. Ab Januar
2001 erscheinen monatlich „Beiträge
und Informationen zur Programmde-
batte der PDS“ für alle Kreisverbände.
Herausgeber ist der Bundesgeschäfts-
führer.

3. Die Programmkommission wird er-
sucht, bis zum 30.4.2001 „Grundlinien
der Überarbeitung des Parteipro-
gramms“ vorzulegen. Der Parteivor-
stand nimmt das „Grundlinien-Papier“
zur Kenntnis, veröffentlicht es und or-
ganisiert mit den Landesvorständen im
Zeitraum Mai bis Oktober 2001 eine
breite, demokratische und transparente
Diskussion unter der Mitgliedschaft.
Der Parteivorstand hält an seiner Ab-
sicht fest, frühestmöglich einen Pro-
grammentwurf vorzulegen.
4. Die 2. Tagung des 7. Parteitages wird
sich im Herbst 2001 mit der Programm-
atik befassen und den weiteren Verlauf
der Debatte festlegen, um entscheiden-
de Zukunftsfragen praktisch und pro-
grammatisch zu beantworten.
5. Der Parteivorstand bestätigt Dietmar
Bartsch, Lothar Bisky, André Brie, Bir-
ke Bull, Pia Maier, Peter Porsch, Monika
Runge, Gabriele Zimmer als Mitglieder
der Programmkommission. Der Partei-
vorstand bittet Lothar Bisky, weiterhin
den Vorsitz der Programmkommission
wahrzunehmen.
6. Im Verlaufe der weiteren Programm-
debatte und besonders zur Diskussion
der „Grundlinien“ empfiehlt der Partei-
vorstand den Landesverbänden, Basis-
konferenzen zu organisieren, auf denen
die dem Münsteraner Parteitagsbe-
schluss entsprechenden Schwerpunkt-
probleme dargestellt und erörtert wer-
den. Diese Konferenzen sollen den un-
mittelbaren Dialog des Parteivorstan-
des mit den Parteitagsdelegierten und
Mitgliedern der Partei im Rahmen der
Programmdebatte fördern.
7. Die Grundsatzkommission, Arbeits-
und Interessengemeinschaften, Platt-
formen, Foren, Fraktionen und Landes-
verbände der PDS werden gebeten,
„Bausteine zur Überarbeitung des Par-
teiprogramms“ (maximal 2 Seiten) vor-
zuschlagen und diese im Zeitraum bis
März der Programmkommission mitzu-
teilen.
8. Die Grundsatzkommission wird be-
auftragt, gemeinsam mit der Pro-
grammkommission und in Abstimmung
mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung eine
öffentlichkeitswirksame Veranstal-
tungsreihe „Offene Fragen in der Pro-
grammdebatte der PDS“ zu organisie-
ren.Hierbei sollte es vor allem darum ge-
hen, unterschiedliche Sichtweisen zu
grundlegenden gesellschaftlichen Fra-
gen der Gegenwart deutlich werden zu
lassen und möglichen Antworten näher
zu kommen. Wir streben dazu und für
kleinere Gesprächskreise an, Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, ak-
tive Menschen in Organisationen und
Bewegungen, Künstlerinnen und
Künstler, Politikerinnen und Politiker
unterschiedlicher Orientierung zu ge-
winnen.

•
Zusammenstellung: jöd

Zur Programmdiskussion der PDS

Zum Rückzug Lothar
Biskys aus der 
Programmkommission 
Wir veröffentlichen den folgenden Leserbrief
aus der Bundesarbeitsgemeinschaft Wis-
senschaftspolitik an das Neue Deutschland,
weil er interessante Aspekte für die Pro-
grammdiskussion der PDS anreißt.

Anfang vom Ende oder Ende vom Anfang
der Programmdebatte fragt sich der en-
gagierte Beobachter der bisherigen Be-
mühungen der PDS um eine Neufassung
ihrer programmatischen Grundlagen bei
einer solchen Meldung.

Auch wenn die bisherige Programm-
diskussion in der Tat wenig Substanz er-
bracht hat,so kann man sie doch nicht als
ergebnislos bezeichnen, denn mit den
verschiedenen Streitbegriffen haben sich
schließlich gewisse Dissenspunkte – für
eine wirklich pluralistisch verfasste Par-
tei m.E. kein Problem – herauskristalli-
siert. Andererseits sind, gerade von den
AGs und IGs, Defizite in der bisherigen
Diskussion deutlich benannt worden, zu
denen von der Programmkommission bis
zum April eine Zusammenfassung vorge-
legt werden soll.

Eines davon – und darauf wies Lothar
Bisky bereits 1996 im Vorwort zum
„Kommentar“ (Zur Programmatik der
PDS – Ein Kommentar. Dietz Verlag Ber-
lin 1997, S. 8: „Die Multi-Media-Ent-
wicklung, die Dynamik der Informa-
tions- und Kommunikationsindustrie
aber haben wir politisch und programm-
atisch bislang nur unzureichend im Griff.
Auch das vorliegende Buch weist in die-
sem Bereich seine bedauerlichste Lücke
auf.“) hin ist die Analyse von Problemen
und Entwicklungen im Zusammenhang
mit dem Übergang zu einer Informa-
tions- oder Wissensgesellschaft.Seit 1996
ist in dieser Frage wenig Substanz hin-
zugekommen.

Eine Reihe von sehr kontrovers disku-
tierten Fragen bekommen aber im Licht
dieser Entwicklungen einen vollkommen
neuen Stellenwert. So steht etwa die Ei-
gentumsfrage keineswegs erst „mit dem
Sozialismus als Ziel“ (Ingo Wagner in
Leipzigs Neue 01.01) auf der Tagesord-
nung, sondern zu wichtigen Aspekten ist
bereits heute ein Tauziehen im Gange, zu
dem sich auch linke Tagespolitik positio-
nieren muss. Wenn es nämlich darum
geht, die Gelüste der „new economy“ in
die Schranken zu weisen, die das bisher
im Wissenssektor noch dominierende
Prinzip des Gemeineigentums an Wissen,
die „Wissensallmende“ (Volker Grass-
muck), aufkündigen und durch ein Pri-
vateigentumsmodell mit Lizenzen, Pa-
tenten und Urheberrechten ersetzen will.
In einem solchen aktuellen politischen
Kampf treffen sich „reformerische“ und
„fundamentalkritische“ Ansätze und



18 DISKUSSION UND DOKUMENTATION • PB 1-2/2001

Die Außenpolitik der rot-grünen
Bundesregierung folgt nicht etwa einer
Konzeption, die bei den Bundestagswah-
len zur Debatte gestanden hätte. Der
Krieg zur Zerstörung der Bundesrepu-
blik Jugoslawien ergab sich aus der Kon-
tinuität deutscher Staats- und Bündnis-
politik und zwang die Regierungskoali-
tion zur Polemik gegen verbreitete An-
sichten ihrer Wählerinnen und Wähler.
Rot-grün war damit erfolgreich.Nach in-
zwischen landläufigen Bestimmungen
hat die Außenpolitik der BRD weltweit
Marktwirtschaft und -demokratie zu för-
dern, weil das beste Entwicklungsbedin-
gungen für die deutsche, weltmarkt-
orientierte Gesellschaft schafft. Der Ge-
danke verklebt nationale materielle
deutsche Interessen mit einer Gestal-
tungsidee für die ganze Welt. Er legiti-
miert das Ein-, An- und Durchgreifen.

Interventionismus in der deutschen

Außenpolitik

So wird seit dem Anschluss der DDR
Interventionismus immer eindeutiger be-
stimmendes Merkmal deutscher Außen-
politik. Anders als beim Ziel des Welt-
friedens als äußerer Bedingung für inne-
re Gestaltungsfreiheit der Völker zielt
man nun direkt auf deren innere Verfas-
sung.

Obwohl die linke Kritik die Entwick-
lung kommen sah und in der Anschluss-

zeit mit Losungen wie „Kein 4. Reich“
warnte, brach sie im Jugoslawienkrieg
unter dem Meinungsdruck der rot-grü-
nen Koalitionsregierung auseinander.
Ein großer Teil der Linksalternativen
bzw.Grünen folgt dem Außenminister Jo-
seph Fischer, der im Amt zum Interven-
tionisten aufwuchs. Auch der Sozialde-
mokrat Scharping, der sich vom Kriegs-
dienstverweigerer zum Oberbefehlsha-
ber entwickelte, hat Anhang. Die übrige
linke Kritik blieb letztlich schwach, sie
drang bei den Grünen und bei der SPD
nicht durch, in der PDS gelang es mit
knapper Not, den antimilitaristischen
Kurs für jetzt einmal zu halten.

Währenddessen prägen sich, ideolo-
gisch und realpolitisch, die interventio-
nistischen Züge der deutschen Politik
immer schärfer aus.

Rot-grüne Regierungspolitik baut Distanz

zu den Vertriebenenverbänden ab

Eine der neuesten Entwicklungen ist der
Rückgriff der Regierungspolitik auf die
„Vertriebenenverbände“. Ein Alarmsig-
nal. Es bedeutet, dass sämtliche Traditio-
nen deutscher Expansions- und Hege-
monialpolitik von einer ca. 95-prozenti-
gen Parlamentsmehrheit mindestens als
diskutabel anerkannt werden. Schröder,
der sich auf symbolische Politik versteht,
hat seinen Auftritt am Tag der Heimat
2000 nämlich nicht dazu benutzt,die dort

versammelten Verbandsfunktionäre ab-
zumahnen, von einem „Basta“, wie er es
der gewerkschaftlichen Kritik an der
Rentenkürzung entgegensetzte, war
nichts zu vernehmen.

Ein deutliches Zeichen, dass die rot-
grüne Außenpolitik mit den Vertriebe-
nenverbänden rechnet. Der praktische
Hintergrund ist wohl, dass die deutsche
Industrie deutsche Menschen braucht,
die ihre Auslandsinvestitionen im Aus-
land vertreten, im Dunstkreis der Ver-
triebenenverbände wären sie zu finden,
massenhaft mobilisierbar werden sie nur
sein, wenn sie ihre Regierung hinter sich
wissen.

Zwei neuen Publikationen zur Kritik von

Vertriebenenverbänden und Forderungen

nach Heimatrecht

Zwei Publikationen zum Thema „Hei-
matvertriebene“ erreichten uns zur Re-
zension. Samuel Salzborn, „Grenzenlose
Heimat“, Elefantenpress, Berlin 2000,
und Holger Kuhr, „Geist, Volkstum und
Heimatrecht“, GNN-Verlagsgesellschaft
in Hamburg/Schleswig Holstein, Ham-
burg, 2000. (Siehe auch Kästen).Wer sich
mit der Entwicklung der Außenpolitik
der BRD,besonders der Ostexpansion be-
fasst, wird den Verfassern beider Bücher
danken, haben sie sich doch durch Stof-
fe wühlen müssen, die alles andere als
leicht zugänglich oder lesbar sind.

könnten sich „Reformer“ und „Funda-
mentalkritiker“ in der PDS treffen,wenn
sie denn eine solche Frage ernst nähmen.
Doch bisher sind von keiner der beiden
Seiten zählbare Vorstöße erfolgt,hier the-
oretisch Boden unter die Füße zu be-
kommen. Zentrale Fragen eines Über-
gangs zu einer Informations- oder Wis-
sensgesellschaft spielen damit im pro-
grammatischen Diskurs der PDS so gut
wie keine Rolle. Der beklagenswerte Zu-
stand der BAG Wissenschaft der PDS ist
beredtes Zeugnis dieser Ignoranz, die in
einer Zeit zunehmender Bedeutung von
„Kompetenz“ auch in Management-The-
orien sowie der Hinwendung anderer
Parteien zu Bildungs- und Wissen-
schaftsthemen doppelt pikant wird.

Allerdings landen wir in einem solchen
Diskurs schnell bei Fragen, die Marx nur
am Rande tangierte wie etwa der „Tra-
gödie der Gemeingüter“ (http://dieoff.
com/page95.htm), die Garret Hardin
1968 explizierte. Die Überweidung,
Überfischung, Übernutzung und über-
mäßige Verschmutzung der Gemeingüter
wird dort als strukturelles Problem dar-
gestellt, das durch lokale Ansätze wie
„Markt“ oder „Selbstentfaltung“ nur
verschärft wird und Gemeingüter letzt-
lich in den Ruin treibt. Ob eine wie von
Hardin vorgeschlagene Parzellierung in
Kollektiv- oder gar Privateigentum zu

den notwendigen globalen Lösungen
führt und diese durch ein „Denken in
Gegensätzen“, wie von Ingo Wagner als
„Kulminationspunkt der Marxschen
Theorie und Methodologie“ favorisiert,
gefunden werden können,wage ich zu be-
zweifeln. Eher halte ich es mit Rolf Holz-
kamp („Individuum und Organisation“,
1980, http://www.kritische-psycholo-
gie.de/kh1980a.htm), statt der Fixierung
auf den Eigentumsbegriff die Interessen-
widersprüche selbst ins Auge zu fassen,
die heute über das Eigentum ausgetragen
werden, dabei „Allgemeininteressen“
und „Partikularinteressen“ (im Sinne
von Holzkamp) besser zu unterscheiden
und ersteren auf kollektiver Basis gegen
heute noch dominierende mächtige Par-
tikularinteressen zum Durchbruch zu
verhelfen.

Solche Prozesse sind an vielen Stellen
der Welt bereits heute im Gange. Diese
Keime aufzuspüren und selektiv zu ver-
stärken ist auch Gegenstand der Veran-
staltungsreihe „Mensch, Technik, Bil-
dung im Computerzeitalter“ der Rosa-
Luxemburg-Stiftung in Leipzig.
(http://www.informatik.uni-leipzig.de/
~graebe/projekte/moderne/Seminar)
Mit Thesen zu „Bildungsanforderungen
im 21.Jahrhundert“ und „Emanzipatori-
schen Herausforderungen moderner
Technologien“ liegen erste schriftliche

Ergebnisse auf dem Tisch bzw. im Netz
und stehen zur Diskussion.

Im Frühjahr 2001 werden wir die Rei-
he mit drei Kolloquien fortsetzen (jeweils
Samstag, 10 – 15 Uhr, Leipzig, Harkort-
straße 10)

3. Febr.: Alternative Gesellschaftsmo-
delle – Freie Software für eine Freie Ge-
sellschaft (Stefan Merten, Kaiserslau-
tern) – Kommunikation statt Markt (Wolf
Goehring, Bonn)

31. März: Die philosophische Dimen-
sion des Umbruchs – Wissen, Rationa-
lität, Gesetz (Annette Schlemm, Jena) –
Rationalität – Verantwortung – „dass
nichts bleibt, wie es ist“ (Rainer Thiel,
Bugk)

23. Juni: Wissen in der modernen Ge-
sellschaft – Wissen, Information und
nachhaltige Entwicklung (Michael Pae-
tau, Bonn) – Wissens-Koevolution (Klaus
Fuchs-Kittowski, Berlin)

zu denen wir herzlich einladen.

Mit freundlichen Grüßen
12.01.2001 Dr. Hans-Gert Gräbe

Kontakt: BAG Wissenschaftspolitik der
PDS PDS-Parteivorstand Kleine Ale-
xanderstraße 28 10178 Berlin Email:
bag-wissenschaftspolitik@gmx.de Netz:
http://www.pds-online.de/agwiss/in-
dex.html

Thema Heimat in der Kritik
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Samuel Salzborn zeigt, wie sich die
Vertriebenenverbände mit ihren eher
randständigen Positionen im politischen
Leben der BRD festsetzen. Holger Kuhr
weist die Basierung dieser Politik in
großdeutsch-völkischen und Nazi-Tra-
ditionen nach. Die gegebene Darstellung
des „Dass“ und „Wie“ dieser Prozesse er-
möglicht und fordert Fragen nach dem
„Wieso“? 

Da ist die eine Frage, wieso die große
Politik sich auf solche – jedenfalls zur
Zeit noch – eher randständigen und un-
durchsichtigen Ideen und Gestalten ein-
lässt und damit Positionen aufnimmt,die
Interessen der verbündeten Westmächten
empfindlich stören mögen. Die Antwor-
ten werden sich wohl am ehesten aus der
Kritik der Konzernstrategien zur Neu-
ordnung der Wirtschaftsbeziehungen in
Europa und mit den Ländern im öst-
lichen Europa ergeben.

Da stellt sich aber auch die andere Fra-
ge, wieso die Verbandesfunktionäre ihre
Haufen über den Generationswechsel
hinaus zusammenhalten können? Und
wieso können sie ihre aggressiven Ziel-

setzungen für irgendjemand glaubhaft
als Kampf um ein Menschenrecht ver-
kaufen? Die entlarvende Kritik, die Salz-
born und in ähnlicher Richtung Kuhr an
dem „Konstrukt des Rechts auf die Hei-
mat“ führen, bleibt da stecken.

Woher die Zugkraft der Heimat-Agita-

tion?

Was macht die Forderungen der Verbän-
de bei ihren Anhängern und in der Öf-
fentlichkeit glaubhaft? Der Staatsfüh-
rung und den Verbandsfunktionären mag
es um die politische Verwertbarkeit der
angesprochenen Menschen gehen. Aber
die „Vertriebenen“ und die Menschen,die
für die von ihnen erhobenen Forderungen
empfänglich sind, wissen von diesen Ver-
wertungsabsichten oft nicht einmal.

Im Folgenden wird die Meinung ver-
treten, dass das Heimatgefühl diese Bin-
dekraft entwickelt.Von Gefühl wird hier
geredet, weil der Komplex gefühlter, ge-
gebener, unmittelbar erfahrener, nicht
gewählter und bedachter Bedingungen
gemeint ist, in die Menschen hineingebo-
ren oder durch sonst einen Zufall hinein-

geworfen werden.
Man könnte, angelehnt an die Unter-

suchungen des französischen Soziologen
Pierre Bourdieu (1), von einen „System
gegenständlicher Daseinsbedingungen“
sprechen, das eine Struktur aufweist,
durch die Subjekte, die in dieser Struk-
tur ihr Leben führen, strukturiert wer-
den. Sie können sich in diese Gegeben-
heiten ergeben, sie können sie vergötzen.
Sie können ihre Schranken als Bindun-
gen auffassen und ihrer Beschränkung
den Namen Liebe verpassen. Sie können
sich auf diese Struktur hin ausrichten
und als dienendes Glied sich in ein gro-
ßes Ganzes fügen. Die Kehrseite der so
gefundenen Geborgenheit besteht in der
Bereitschaft zur Unterordnung. Der
Rückgriff auf das Heimatgefühl ist des-
wegen für alle Autoritäten und Füh-
rungspersonen interessant: Sie als Mäch-
tige garantieren den vielen Geängstigten,
dass bleibt, was ist, dass ihrem Leben
nicht der Rahmen genommen wird. Denn
für die Lebensführung und –planung
kommt es für die Personen sehr darauf
an, dass die Praktiken, die ihnen ange-

Der Autor 
Samuel Salzborn, Journalist, Korres-
pondent der Wochenzeitung Jungle-
World. Zuletzt erschienen: Moment-
aufhahmen. Sechzehn Absagen an
„Vertriebenenverbände“ und deutsch-
völkische Außenpolitik, Düsseldorf
1998.

Klappentext
Haben die Vertriebenenverbände in
Deutschland noch eine Zukunft? Sind
sie nicht ein Relikt längst vergangener
Zeiten? Nein! Nicht nur, dass sich der
Status der „Vertreibung“ auf jüngere
Generationen vererbt – die Vertriebe-

nenverbände mit ihrer Volkstumspoli-
tik, ihrem Einsatz Für ethnisch defi-
nierte Menschenrechte sind spätestens
seit dem Zusammenbruch des „Ost-
blocks“ wieder gefragt.

Salzborn stellt die Entwicklung in
der BRD und in Europa seit 1945 eben-
so dar wie ihre nationalsozialistische
Vorgeschichte und kommt zu dem Er-
gebnis,dass die „Vertriebenen“ keines-
falls ein überholtes Problem sind, son-
dern in Gegenwart und Zukunft
bundesdeutscher und europäischer Po-
litik präsent bleiben werden.

Eine längst fällige kritische Be-
standsaufnahme der Arbeit und der
Ziele der Vertriebenenverbände.
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wöhnt wurden oder die sie sich mühsam
angelernt haben, hernach auf die Bedin-
gungen stoßen, in denen sie greifen kön-
nen. Sicherheit in dieser Hinsicht ist ge-
meint,wenn von Heimat,Wo-hingehören,
Sich-wohl-fühlen usw. die Rede ist. An-
gesprochen wird da ein wildes Gemenge,
sozialer, kultureller, wirtschaftlicher,
aber auch landschaftlicher Gegebenhei-
ten, das seinen Zusammenhang findet in
der Biografie der Personen, die es erleb-
ten.

Schwer veränderliche Landschafts-
merkmale, (Alpen, Almen, Kammerfen-
ster oder Nordseehafen, Reeperbahn) er-
zählen süßlich von der Ewigkeit der Na-
tur und der Kurzlebigkeit menschlichen
Fühlens, im politischen Raum eignet sich
eine vererbliche Macht wie das Königtum
oder ein unveränderliches Symbol wie die
Flagge, um die Fortdauer der Gesell-
schaft mit der Endlichkeit des Lebens zu
vermitteln. Heimat umgibt das darin ge-
borgene Individuum; räumlich und zeit-
lich.

Heimat und Hoffnung

Für die Herkunft der begrifflichen Fas-
sung dieses Komplexes ist es vielleicht
erhellend, dass in ganz Süddeutschland
früher, in der Schweiz aber noch heute,
bäuerliche Anwesen gängig als (das)
„Heimat“ bezeichnet werden. In der Tat
setzt die bäuerlich-dörfliche Subsistenz-
wirtschaft eine Existenz, in der alles in

einem überschaubaren Kreis zusammen-
fällt: Familie, Gesellschaft, Religion,Tra-
dition, Produktion, Kultur, Landschaft –
eben Heimat. Heimat auch die kleinstäd-
tische Spießeridylle mit ihrem strikt or-
ganisierten Vereins- und Stammtischle-
ben, Heimat auch das Großstadtviertel,
auch die „Szene“ oder das „Kiez“ (der
Ausdruck überträgt eine alte wendische
Bezeichnung für eine kleine Siedlung auf
Teile einer großen, unübersichtlichen
Stadt). Die deutsche Rede von der Hei-
mat meint auch, im übertragenen Sinne,
die geistige Heimat in einer Ideologie
oder Lehre.Die Religion kennt und nennt
das Himmelreich als Heimat und die Er-
de fremd. Schließlich beansprucht sogar
der sozialistische Philosoph Bloch den
Begriff als Schlusspunkt seines wichti-
gen Werkes „Prinzip Hoffnung“:

„Hat (der Mensch) sich erfasst und das
Seine ohne Entäußerung und Entfrem-
dung in realer Demokratie begründet, so
entsteht in der Welt etwas,das allen in die
Kindheit scheint und worin noch nie-
mand war: Heimat“.(2)

Heimat überall, freilich in unter-
schiedlichen Graden der Verfestigung.
Immer jedoch gewappnet, bereit, die Si-
cherheit der gegebenen Daseinsbedingen
und der an ihnen hängenden Erwartun-
gen mit verfügbaren Mitteln abzuschir-
men. Die Kehrseite der Idylle findet sich
in der Tendenz zur wütenden, gnadenlo-
sen Selbstbehauptung.

Heimat ein Menschenrecht?

Wenn die Verbandsfunktionäre der Ver-
triebenen auf das „Menschenrecht auf
Heimat“ pochen, können sie Verständnis,
genauer: Mitgefühl mobilisieren. Man
muss die Vorstellungskraft nur wenig
strapazieren, um die traurige Lage von
Menschen zu begreifen, die aus der
Struktur, auf die sie ihr Leben abgestellt
haben, herausgerissen werden. Die Fra-
ge, wie die Absicherung von Heimat po-
litisch instrumentalisiert wird, wird da-
bei gar nicht angesprochen. Selbst wenn
die Mitfühlenden der Aufklärung über
üble politische Implikationen folgen wol-
len, es bleibt. Und sobald die aufklären-
de Kritik in die Falle geht und dieses
spontan entstehende Mitgefühl durch
Herunterspielen der traurigen Situation
zu überspielen versucht, verliert sie mit
der wichtigen humanen Qualität Über-
zeugungskraft.

Die Verbandsfunktionäre der „Vertrie-
benen“ greifen also auf sehr unmittelba-
re Erfahrungen zurück,wenn sie von dem
Menschenrecht auf die Heimat sprechen,
und es wird alles nur noch schlimmer
werden, sollte es ihnen irgendwann mal
glücken, das historisch belastete Wort zu
modernisieren. Unter dem Stichwort
„Vertreibung“ malen sie einen Zustand
aus, in dem alles, was der individuelle
Mensch angewöhnt hat, was im anerzo-
gen wurde, was er sich an Kulturbildung
oder Besitz erworben hat, nichts mehr

In dieser Broschüre werden die vier
zentralen politischen und ideologi-
schen Kernaussagen, die in der „Char-
ta der deutschen Heimatvertriebenen“
enthalten bzw. mit ihr transportiert
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dies:
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zweitens die Heimat-Ideologie mit der
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viertens die „Verantwortung der Völker
am Schicksal der deutschen Heimat-
vertriebenen“.
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von 1990 und der Zäsur des Krieges um
das Kosovo.
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gilt, weil ihn eine überindivi-
duelle, fremde Übermacht
aus dem Seinszusammen-
hang herausreißt, in dem er
lebt.

Heimat determiniert die Per-

son nicht

Weil sich der Heimatkomplex
bei den Einzelnen als ihre
Biografie fassbar macht,kön-
nen rechte Ideologien den
Heimatkomplex als Determi-
nante der Person behaupten.

Aber so ist es nicht. Die
„gegenständlichen Daseins-
bedingungen“, die die Le-
bensführung der Personen
strukturieren, werden näm-
lich umgekehrt durch das ge-
lebte Leben der Personen
strukturiert, ihre verständi-
gen Kritiken und ihre fort-
schrittlichen Lebensprakti-
ken schaffen eine Distanz zu
diesen Bindungen, es ergibt
sich Raum für Kritik und
Widerstand, für Veränderung
und Gestaltung.

Gerade das Beispiel der im
Mittelalter nach Böhmen hin
ausgewanderten Deutschen
zeigt recht gut, dass man Hei-
mat verlassen, gewinnen und zerstören
kann. Warum sie die deutsche Heimat
verließen, ist nicht ganz klar, sicher ist,
dass die Angebote, mit niedrigeren Ab-
gaben und für die Zeit weitgehenden
Selbstverwaltungsrechten sich in ge-
schlossenen Siedlungen niederzulassen,
vorgelegen haben. Bestandteil der neuen
Heimat war, dass die Identität von poli-
tischer Ordnung und kultureller Be-
stimmtheit nicht mehr gegeben war.
Überlebensnotwendig war die Bereit-
schaft, sich auf das Zusammenleben, den
beständigen wirtschaftlichen und politi-
schen Verkehr von Menschen unter-
schiedlicher Sprache und Kultur einzu-
lassen. Es entstand eine Kultur des Zu-
sammenlebens, die hier nicht romanti-
siert werden soll und in der immer auch
die Tendenz virulent war, dem Deutsch-
tum zu kultureller und auch politischer
Vorherrschaft zu verhelfen. Mit der groß-
deutschen Heim-ins-Reich-Bewegung
allerdings wurden die Elemente einer
Kultur des Zusammenlebens an der Wur-
zel angegriffen, mit dem tatsächlichen
Anschluss ans Reich wurde sie zerstört,
mit der Vernichtungspolitik der Nazis
war sie unwiederbringlich dahin. Der
Abzug der kulturell deutschen Minder-
heit war unumgänglich, weil die Ereig-
nisse, an denen sie beteiligt waren, die
Daseinsbedingungen zerstört hatten.

Fasst man also Heimat als Komplex
strukturierter Daseinsbedingungen, so
leuchtet ein, dass ein solcher Komplex
zerstört, eine solche Struktur zerrissen
werden kann,und auch,dass dies mit dem
Eroberungs- und Vernichtungskrieg des
Deutschtums tatsächlich geschah.

Recht auf Heimat – Projektion von An-

sprüchen

Was sind dann die Forderungen der Ver-
bandsfunktionäre nach dem Recht auf
Heimat? Das kulturelle Kapital, begrif-
fen als die Summe angewöhnter und er-
lernter nützlicher Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten, wird zu einem bedeutenden
Teil durch die Erziehung in der Familie
übertragen. Kulturkapital bleibt leblos,
oft bloß noch tragische Belastung, wenn
das dazu gehörige,komplementäre Sach-
kapital fehlt. Anerzogene Ansprüche auf
eine bestimmte Stellung in der Gesell-
schaft erlöschen nicht einfach, weil das
dazu gehörige Sache- bzw.Strukturkom-
plement fehlt. Nur langsam und nur in
dem Maße,in dem sich die betroffene Per-
son mit der gesellschaftlichen Struktur
auseinandersetzt, die ihre neue Wirklich-
keit ist, vergeht das Problem. Es leuchtet
unmittelbar ein, dass solche in der Bio-
grafie der Personen vergrabenen An-
sprüche in dem Moment wieder an das
Licht treten können, in dem der Zugriff
auf die Sachkomplemente wegen irgend-
welcher Wendungen in der politischen
Außenwelt realistisch wird.

Im Punkt der Vertriebenen wäre es ver-
kehrt, diesen Prozess allein an dem gro-
ßen Besitz aufzuhängen. Familientradi-
tionen und Vorstellungswelten, die ein
Leben „im Osten“, ausgestattet mit
„Rechten“,kulturell geborgen im „Volk“,
politisch geschützt durch „das Reich“,
kennen, können als kulturelles Kapital
begriffen werden, das unter der Bedin-
gung der modernen Kapitalexpansion in
den Osten zu herausgehobenen Lebens-
stellungen befähigt.

Bei der Verbindung von
biografischen und politi-
schen Momenten geht es
also um die Projektion von
alten Ansprüchen in eine
neue politische Zukunft,
die anderen, den Men-
schen, die in Polen,Tsche-
chien usw. leben, bereitet
werden soll. Es ist der Ver-
such der Umstrukturie-
rung der Gesellschaften
der Nachbarländer, und
zwar durch Einsatz politi-
scher Zwangsmittel.

Wie lässt sich Forderung

nach Recht auf Heimat zu-

rückweisen

In der Forderung nach
Recht auf Heimat sind
dreiste Herrschaftsan-
sprüche mit Bedürfnissen
verflochten, die zu achten
sind. Die Dekonstruktion
dieser Forderung und der
politischen Mobilisie-
rung, die sie auslöst, wird
am ehesten gelingen,wenn
man den Komplex in seine
einzelnen Komponenten
zerlegt. Es geht um die
Frage von wirtschaftlicher

Einvernahme,politischer Aggression und
Angriffskrieg. Um Fragen demokrati-
scher Selbstbestimmung und Schutz von
Minderheits- bzw. Individualrechten.
Um Religionsfreiheit bzw., moderner
ausgedrückt, um die kulturelle Selbstbe-
stimmung, die Freiheit in der Wahl des
Lebensstils. Es geht um das Recht be-
drohter Menschen zu flüchten und um die
Pflicht, sie aufzunehmen, es geht um das
Recht, sich niederzulassen und zu blei-
ben,und es geht schließlich um das Recht,
den Komplex der Lebensverhältnisse de-
mokratisch zu gestalten.

Diese Rechte, deren Verteidigung
internationales Gemeingut emanzipati-
ver Bewegungen ist,müssen so formuliert
und vertreten werden, dass sie sich nicht
zum Vortrieb hegemonialer Politik eig-
nen, sondern im Gegenteil die Politik der
Vertriebenenverbände wie dazu passen-
de Wirtschaftskonzepte sich an ihnen
brechen und als unfriedliches, verächtli-
ches Streben nach Vorherrschaft erkenn-
bar werden.

Martin Fochler 

Der Aufsatz geht auf eine Diskussion bei
dem von den Politischen Berichten und
den Deutsch-Tschechischen Nachrichten
am 2. Dezember in Berlin veranstalteten
Autorentreffen (siehe PB 23) zurück und
erscheint ebenfalls in den Deutsch-
Tschechischen Nachrichten Ausgabe Nr.
25
1) Pierre Bourdieu, Die feinen Unter-
schiede, Suhrkamp Taschenbuch Wissen-
schaft, Frankfurt 1982, S. 277 ff.
2) Zitiert nach dtv-Atlas zur Philosophie,
München 1991, S.225
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Neue Antidiskriminierungs-Richtlinien in Beschäftigung und Beruf / Umsetzungsfrist läuft bis 2003

Verdirbt die EG deutschen Leit-(kultur)-
Hammeln den Brei?
Der Europäische Rat hat – kaum bemerkt von
der veröffentlichten Meinung in Deutschland
– am 29.6. und 27.11.2000 zwei neue Gleich-
behandlungs-Richtlinien verabschiedet, die
die deutsche Debatte um „leitkulturelle“ He-
gemonie äußerst positiv (nämlich bis zu de-
ren Abwürgen) beeinflussen könnten. 

Die Richtlinie vom 29.7.2000
(2000/43/EG) betrifft die „Anwendung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne
Unterschied der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft“, die Richtlinie vom
27.11.200 (2000/78/EG) die „Festlegung
eines allgemeinen Rahmens für die Ver-
wirklichung der Gleichbehandlung in
Beschäftigung und Beruf“. Die zweite
dieser Richtlinien erfasst alle Diskrimi-
nierungen wegen der Religion oder Welt-
anschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung in
Beschäftigung und Beruf. Die erste geht
in ihrem Geltungsbereich noch über den
der Richtlinie vom 27.11.2000 hinaus, in-
dem sie nicht nur auf Diskriminierungen
in Ausbildung und Beschäftigung An-
wendung findet,sondern auch im Bereich
von Sozialleistungen, Gesundheitswe-
sen,Bildung sowie allgemein hinsichtlich
der Versorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen,die der Öffentlichkeit zur Ver-
fügung stehen (einschließlich der Versor-
gung mit Wohnraum).Von großer Bedeu-
tung ist, dass beide Richtlinien für alle in
der EG ansässige Personen gelten (also
nicht nur EG-Staatsbürger) und in allen
privaten und öffentlichen Bereichen An-
wendung finden und zwar hinsichtlich
der Ausbildung, Einstellung, des beruf-
lichen Aufstiegs, der Weiterbildung, der
Beschäftigungs- und Arbeitsbedingun-
gen, einschließlich Arbeitsentgelt und
der Kündigungsbedingungen und zwar
unabhängig davon, ob es sich um selb-
ständige und unselbständige Arbeit han-
delt.

Umsetzungsfrist schafft Raum für öffentli-

che Debatte

Die Richtlinien müssen von den europä-
ischen Staaten bis zum 19.7.2003 (2000/
43/EG) bzw. 2.12.2003 (2000/78/EG) in
nationales Recht umgesetzt werden. Das
entsprechende Gesetzgebungsverfahren
müsste also noch von der gegenwärtigen
Regierungskoalition vor den nächsten
Bundestagswahlen in Gang gesetzt wer-
den.Das ist eine zeitliche Perspektive,die
Freude aufkommen lassen könnte, wenn
es gelingt, bald eine öffentliche Debatte
um die Umsetzung dieser europarecht-
lichen Vorgaben in deutsches Recht an-
zuzetteln. Die Chancen, dafür Interesse
vor allem auch in den Betrieben und den

Gewerkschaften zu finden, sind gut. Das
erste Mal greift die EG hier direkt mit po-
litischen Vorgaben zur Realisierung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes auch in
privatrechtlichen Beziehungen in die
Rechtsordnungen der Einzelstaaten ein,
einen Vorgang, den es bisher nur in Bezug
auf die Gleichstellung der Geschlechter
gegeben hat. Die beiden Richtlinien (bei
allen Beschränkungen, die sie typischer-
weise als EG-Normen auszeichnen, ins-
besondere der völligen Ausklammerung
des Staatsangehörigkeitsrechts) erfassen
erstmals alle denkbaren Formen von Dis-
kriminierung und (und das ist neu) schaf-
fen Mindeststandards zu ihrer Durchset-
zung auch im Verhältnis Privater unter-
einander, also auch im Arbeitsverhältnis.

Registriert wurde ihre Verabschiedung
soweit ersichtlich bislang nur in den wis-
senschaftlichen und politischen Zirkeln,
die üblicherweise (im ausdrücklichen
oder stillschweigenden) Auftrag der
Unternehmerverbände, Konzerne und
des politischen Konservatismus die Auf-
gabe der Vorbereitung, Begleitung und
publizistisch-wissenschaftlichen Absi-
cherung entsprechender Gesetzgebungs-
vorhaben übernehmen. Die „Experten“
und „Sachverständigen“, in der Regel
immer die gleichen in Haupt- und Neben-
beruf gut dotierten Lehrstuhlinhaber
rechtswissenschaftlicher Fakultäten,
verteilen zur Zeit untereinander (mit hef-
tigem Schaum vor dem Mund vor solch
unverschämten Eingriffen in die Privat-
autonomie) die demnächst für „die Fach-
presse“ zu schreibenden Aufsätze,um das
Schlimmste zu verhüten. (Kommentar ei-
ner promovierten, grau-kostümierten
Lehrstuhlassistentin, mit zornesroten
Backen und sich überschlagender Stim-
me im Rahmen eines Seminars über eu-
ropäisches Arbeitsrecht, warum die
Richtlinien ein „unverschämter Eingriff
in das Recht auf Privateigentum“ seien:
„Da wäre ja einem Unternehmer seine
freie unternehmerische Entscheidung, in
seinem Betrieb keine Neger, Schwule
oder Muslime zu beschäftigen, nicht
mehr möglich!“).

Neu: Popularklagerecht und Beweislast-

umkehr

Die Erregung ist verständlich. Neu an
den Richtlinien ist aber weniger ihr ma-
terieller Gehalt: Diskriminierung „an
sich“ ist natürlich auch im deutschen
Recht, auch im deutschen Arbeitsrecht
verboten: § 612a BGB verbietet zum Bei-
spiel die Maßregelung von Beschäftigten,
weil sie in zulässiger Weise ihnen zuste-
hende Rechte wahrgenommen haben.
Auch der von der Rechtsprechung entwi-

ckelte (und aus Art. 3 Grundgesetz) ab-
geleitete arbeitsrechtliche Gleichbe-
handlungsgrundsatz gebietet (eigent-
lich) sachwidrige Diskriminierungen ge-
nauso wie verschiedene Vorschriften des
Betriebsverfassungsgesetzes (insbeson-
dere die §§ 75, 80 und 84 BetrVG). Diese
Vorschriften spielen aber bislang in der
Rechtswirklichkeit der BRD praktisch
keinerlei Rolle, weil ein effektiver
Rechtsschutz bei Verstößen dagegen nicht
besteht: 1.: Der Diskriminierte hat zu be-
weisen, dass eine sachwidrige Diskrimi-
nierung vorliegt,2.: Betriebsräte und Ge-
werkschaften haben – wegen fehlendem
Klagerecht – praktisch keine Durchset-
zungsmöglichkeiten und 3.: fast alle Ver-
stöße bleiben bislang folgenlos, weil ein
materieller Schaden (in Geld) entweder
nicht entsteht oder nicht nachweisbar ist
und generell Sanktionen bei Verstößen
gegen diese Vorschriften schlicht nicht
vorgesehen sind.

Damit machen die Richtlinien Schluss:
Es muss zukünftig sichergestellt sein,
dass die Einhaltung der Antidiskiminie-
rungs-Bestimmungen sogar nach Been-
digung eines Arbeitsverhältnisses auf
dem Rechtsweg einklagbar sind. Klage-
berechtigt sind nicht nur die Diskrimi-
nierungsopfer, sondern auch (beispiels-
weise) Betriebsräte und/oder Gewerk-
schaften. Macht jemand eine diskrimi-
nierende Behandlung durch Klage gel-
tend (und entsprechende Tatsachen
glaubhaft), muss der Beklagte (Arbeitge-
ber) beweisen, dass keine Diskriminie-
rung vorgelegen hat (Umkehr der Be-
weislast!). Letztlich verlangen die Richt-
linien die Androhung „wirksamer, ver-
hältnismäßiger und abschreckender“
Sanktionen, die auch Schadensersatz-
leistungen an die Opfer umfassen kön-
nen.

Diese Vorschriften werden ergänzt
durch eine sehr weitgehende Definition
des Begriffs der Diskriminierung, die
nicht nur unmittelbare Verstöße erfasst,
sondern auch mittelbare Diskriminie-
rungen, auch die „Anweisung zur Dis-
kriminierung“ (also auch den seine Hän-
de in Unschuld waschenden Chef erfasst)
und sogar bloße „unerwünschte Verhalts-
weisen“, die mit einem der Diskriminie-
rungsgründe in Zusammenhang stehen
und bewirken, dass die betreffende Per-
son in ihrer Würde verletzt und „ein von
Einschüchterung, Anfeindungen, Ernie-
drigungen, Entwürdigungen oder Belei-
digungen gekennzeichnetes Umfeld ge-
schaffen wird“. Auch solche „Belästi-
gungen“ gelten nach den Richtlinien als
zu sanktionierende Diskriminierung.

Wer die Bedeutung dieser EG-Vorga-
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ben erfassen will, muss wissen: EG-
Richtlinien sind keine unmittelbar gel-
tenden Rechtsnormen, auf die sich ein
Einzelner berufen könnte. Unmittelbare
Wirkung haben sie (nach Ablauf der Um-
setzungsfrist) nur im Verhältnis des ein-
zelnen Bürgers zum Staat. Wird eine
Richtlinie von der BRD also nicht (ver-
spätet oder unzureichend) umgesetzt,
können daraus keine Ansprüche abgelei-
tet werden (es sei denn, der Betroffene ist
unmittelbar von einer staatlichen Ein-
richtung diskriminiert worden). Ihm
bleiben dann nur Schadensersatzan-
sprüche gegen die BRD, wegen der feh-
lenden Umsetzung, die im Wege der
Amtshaftung durchzusetzen wären. Nur
die Organe der EG selbst könnten in ei-
nem solchen Fall fehlender, verspäteter
oder mangelhafter Umsetzung die BRD
unmittelbar vor dem Europäischen Ge-
richtshof verklagen.

Schon heute: Richtlinien binden Gerichte

bei der Gesetzesauslegung

Ein netter Nebenaspekt ist folgender: Be-
reits vor Umsetzung der Richtlinien in
staatliches Recht entfalten sie insoweit
eine unmittelbare Wirkung,als sie bei der
Auslegung bereits bestehenden Rechts zu
berücksichtigen sind. Alle Gerichte sind
also bereits heute insoweit an diese
Richtlinien gebunden, als bestehende
Rechtsnormen „europarechtskonform“
im Sinne der Richtlinie auszulegen sind
und diese Normen einer solchen Ausle-
gung zugänglich sind. Eine etwas breite-
re öffentliche Debatte um diese Dinge
könnt also durchaus den einen oder an-
deren Arbeitsrichter (zum Jagen getra-
gen von engagierten Anwälten und
Rechtsschutzsekretären) auf positive Ge-
danken bringen. So legt z.B.: § 75 BetrVG
Arbeitsgebern und Betriebsräten die
Pflicht auf, „darüber zu wachen, dass al-
le im Betrieb tätige Personen nach den
Grundsätzen von Recht und Billigkeit
behandelt werden, insbesondere, dass je-
de unterschiedliche Behandlung von Per-
sonen wegen ihrer Abstammung, Reli-
gion, Nationalität, Herkunft, politischen
oder gewerkschaftlichen Betätigung
oder Einstellung oder wegen ihres Ge-
schlechts (oder Alters) unterbleibt“. Eine
ausdrückliche Regelung, wer solche
eventuellen Verstöße beweisen muss, fin-
det sich im Gesetz nicht. Es gibt aller-
dings die Regel, dass auf Antrag von Be-
triebsrat oder Gewerkschaft der Arbeit-
geber bei Verstößen gegen sein Pflichten
aus dem Betriebsverfassungsgesetz ver-
urteilt werden kann „eine Handlung zu
unterlassen, die Vornahme einer Hand-
lung zu dulden oder eine Handlung vor-
zunehmen“ (§ 23 Abs. 3 BetrVG). Beide
Vorschriften sind auslegungsfähig. Eine
„Handlung vornehmen“ könnte doch
auch heißen: Schmerzensgeld an Diskri-
minierungsopfer zahlen zu müssen. Wa-
rum sollen sich nicht bald ein paar muti-
ge Richter finden lassen, die unter An-
wendung der Regeln der Richtlinien
solch „abschreckende Sanktionen“ auf

Antrag einer Gewerkschaft gegen Ar-
beitgeber verhängen, die die Menschen-
würde mit Füße treten und beispielsweise
versuchen, ältere Beschäftigte mit allen
Mitteln aus dem Arbeitsverhältnis zu
drängen oder Farbige nur mit den
schmutzigsten und schlechtbezahltesten
Arbeiten betrauen oder Behinderte mob-
ben?

Novelle zum BetrVG: europarechtswidrig

– Eine Aufgabe für die PDS

Auf eine europarechtskonforme Umset-
zung der Richtlinien durch die Schrö-
der/Fischer-Koalition sollte man aber
weder warten noch vertrauen. Was
spricht denn dagegen, die eröffnete De-
batte um die Novellierung des Betriebs-
verfassungsgesetzes zu nutzen, um Vor-
schläge zur effektiven Umsetzung der
Richtlinien zu machen? Das Argument,
dass es doch wenig Sinn machen kann,
heute ein europarechtswidriges Be-
triebsverfassungsgesetz zu verabschie-
den, das 2003 bereits wieder reformiert
werden muss, sollte doch all die „über-
zeugten Europäer“ über alle Fraktions-
grenzen hinweg in Zugzwang bringen!?
Das in den Richtlinien vorgesehene Po-
pularklagerecht (von Gewerkschaften
und/oder Betriebsräten) sollte Raum
schaffen,um auch dort Interesse zu schaf-
fen. Nachdem das Bundesarbeitsgericht
den Gewerkschaften vor kurzem das Tor
aufgemacht hat, um effektiv gegen tarif-
widrige Betriebsvereinbarungen vorge-
hen zu können, müsste doch das Angebot
der EG zukünftig auch auf dem Feld der
Diskriminierung sich neue Bedeutung zu
verschaffen, verlocken? Entscheidend
wird sein, wie die Richtlinien en détail
umgesetzt werden; sie regeln nur Min-
destbedingungen und lassen ausdrück-
lich günstigere Regelungen zu. Darum
muss gestritten werden und zwar je frü-
her, je besser. Die Aussicht, dass die De-
batte um „Deutsche Leitkultur“ durch
solche Initiativen in einer Debatte um
Gleichheit und Menschenwürde in der
BRD enden könnte und sich deren Pro-
tagonisten in der Schmuddelecke Euro-
pas wiederfinden, ist nicht direkt uner-
freulich.

Die PDS-Fraktion in Berlin muss sich
bald des Themas annehmen. Ein erster

Schritt wären entsprechende Vorschläge
zur Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes.Der Entwurf Riesters liegt
bereits seit dem 15.12.2000 auf dem Tisch
und ist auf den Internet-Seiten des Mi-
nisteriums veröffentlicht (www.bma.de).
Er enthält nach einer ersten Durchsicht
außer einer gewissen Vereinfachung des
Wahlverfahrens, einigen Regelungen zur
tarifvertraglichen Bestimmung des be-
triebsverfassungsrechtlichen Betriebs-
begriffs und einer leicht verbesserten
Freistellungsregelung nichts von den
hochfliegenden Erwartungen der Ge-
werkschaften zur Ausweitung der Mitbe-
stimmungsrechte der Betriebsräte und er
enthält (wer hat etwas anderes erwartet?)
schlicht nichts zur Umsetzung dieser
Antidiskriminierungsrichtlinien. Würde
die Novelle in der Riesterschen Fassung
verabschiedet, sie wäre demnach genau-
so europarechtswidrig,wie sein gerade in
Kraft getretenes Befristungsgesetz, das
die sachgrundlose Befristung zum Dau-
erzustand macht, die bisherige von der
alten Bundesregierung geschaffene
Rechtslage also verschlechtert, was die
diesem Gesetz zugrundeliegende EG-
Richtlinie (1999/70/EG vom 28.6.99
Amtsblatt L 175/43) ausdrücklich ver-
bietet. Dagegen bloß die alten, weiterge-
henden DGB-Reformvorschläge hoch zu
halten,wird nicht genügen und vor allem:
wird nichts bewirken! Die Zeit drängt al-
so. kh

Die Richtlinien sind im auf den Internet-
seiten der EG zu finden. Am einfachsten
durch Anwahl der Site zum Europäi-
schen Gemeinschaftsrecht (http://euro-
pa.eu.int/eur-lex/de). Dort über die
Suchfunktion zum Bereich „Geltendes
Recht“. Durch Anklicken der Auswahl
„Richtlinie“ und Eingabe des Verab-
schiedungsjahrs (z,B.: „2000“) und der
Richtliniennummer (z.B.: „78“) lassen
sich alle geltenden EG-Richtlinien (im
html-Format) finden. Die konkreten
Adressen der beiden Richtlinien lauten:
Richtlinie 2000/43/EG: http://europa.eu.int/eur-
lex/de/lif/dat/2000/de_300L0043.html
Richtlinie 2000/78/EG: http://europa.eu.int/eur-
lex/de/lif/dat/2000/de_300L0078.html
Interessenten können die Richtlinien-Texte auch
als Dateien im Word-Format per E-Mail zuge-
schickt werden. E-mail an gnn-stuttgart@t-onli-
ne.de

Ein Klagerecht für Gewerkschaften würden vielen illegal oder halblegal Beschäftigten

in solchen Arbeitsverhältnissen wie Müllsortieren u.ä. helfen.
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R 25.Januar – 11.Februar, Köln: Ausstellung „Erinnern – eine

Brücke in die Zukunft“ – Projekte im Rahmen des Gedenkta-
ges am 27. Januar. Kontakt: NS-Dokumentationszentrum EL-
DE-Haus, Appelhofplatz 23-25, 50667 Köln, Tel.: 0221/221-
26336, Fax: 0221/221-24154
E-Mail: nsdok@netcologne.de Internet: http://www.museen-
koeln.de/ns-dok

25.-30. Januar, Porto Alegre (Brasilien): Weltsozialgipfel (pa-
rallel zum Weltwirtschaftforum in Davos) von und mit NGOs
zu den sozialen Folgen der Globalisierung, Infos:
http://www.worldsocialforum.org/ingles/ oder auch WEED
http://www.weed-bonn.org, Kontakt:
fsm2001inter@uol.com.br

27.Januar,Stuttgart: Arbeit – Leben – Zeit, Kongress über Um-
verteilung und Neubewertung von Arbeit und Arbeitszeit. Im
Mittelpunkt steht die Verbindung der Kämpfe für Geschlech-
terdemokratie, Zivilgesellschaft und einen neuen Typus von
Vollbeschäftigung. Ort: Stuttgart, Gewerkschaftshaus, Großer
Saal, Willi-Bleicher-Str. 20. Informationen/Anmeldung: IG
Medien-Landesbezirk Baden-Württemberg, Willi-Bleicher-
Str. 20, 70174 Stuttgart, Tel. 0711-2924410

1. Februar, Köln: Internationaler Soldatengottesdienst mit Bi-
schof Meissner (im Rahmen des „Weltgebetstages für den Frie-
den“), 9 Uhr, Kölner Dom; ab 9 Uhr: vor dem Dom Protestak-
tion gegen den Gottesdienst. Kontakt: Kölner Friedensforum
c/o Jan Kim, Steinfelder Gasse 1, 50670 Köln, Tel.:
0221/135647. E-Mail: kim@mpiz-koeln.mpg.de Internet:
http://www.is-koeln.de/friedensforum

2.-3. Februar, Kassel: Bürgerkommune und aktivierender
Staat, Kommunalpolitischer Kongress von Bündnis 90/Die
Grünen, Kassel-Wilhelmshöhe, Anthroposophisches Zentrum 

3. Februar, Fulda: Forum Kommunistischer Arbeitsgemein-
schaften – Sitzung des Arbeitsausschusses, Fulda, DGB-Ju-
gendbildungsstätte

9.-11. Februar, Hamburg: Internationale Tagung aus Interna-
tionale Tagung anlässlich des Abschieds von Frigga Haug von
der Hochschule für Wirtschaft und Politik, Hamburg (HWP):
Strategien neoliberaler Hegemonie – Kritische Erneuerung
emanzipatorischer Standpunkte. Mit Workshops zu den The-
men: Mikroelektronische Produktionsweise und Arbeitspoli-
tik/ Alltagsforschung / Frauenpolitik/ Bildungspolitik/ Kriti-
sche Psychologie / Umbrüche der Lebensweisen in Neolibera-
lismus/ Marxismus-Feminismus. Ort: Hamburg, HWP, Von-
Melle-Park

22.Februar, München: Hauptversammlung der Siemens AG,
Olympiahalle, Kritische Aktionäre protestieren gegen Atom-
energie und für Zwangsarbeiter-Entschädigung. Kontakt:
Dachverband Kritische AktionärInnen, Henry Mathews,
Schlackstr. 16, 50737 Köln, Tel.: 0221/5995647, Fax:
0221/5991024. E-Mail: critical_shareholders@compuserve.
com. Internet: http://www.kritischeaktionaere.de

2.-4. März, Bochum: Ratschlag des Bundeskongresses ent-
wicklungspolitischer Aktionsgruppen (BUKO), Thema: Öf-
fentlichkeitsarbeit/Aussendarstellung. Kontakt: Geschäfts-
stelle der BUKO, Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg, Tel.:
040/393156, Fax: 040/3907520, E-Mail: bukohh@t-online.de,
Internet: http://www.epo.de/buko/index.htm

2. März, Duisburg: Hauptversammlung der ThyssenKrupp AG,
Mercatorhalle, Kritische Aktionäre protestieren gegen Rüs-
tungsproduktion und Arbeitsplatzvernichtung. Kontakt:
Dachverband Kritische AktionärInnen, Henry Mathews,
Schlackstr. 16, 50737 Köln, Tel.: 0221/5995647, Fax:
0221/5991024.E-Mail: critical_shareholders@compuserve.com
Internet: http://www.kritischeaktionaere.de

16.-18. März, Berlin: Gewerkschaftstag der
ÖTV

18.-21. März, Berlin: Gründungskongress
ver.di

18. März 2001: Kommunalwahlen in Hessen

24. März, Kassel: Mitgliederversammlung des BdWi, Uni/Ge-
samthochschule Kassel. Kontakt: Bund demokratischer Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler (BdWi), Postfach 543,
Gisselberger Str. 7, 35037 Marburg, Tel.: 06421/21395, Fax:
06421/24654, E-Mail: bdwi@bdwi.org, Internet:
http://www.bdwi.org

25. März: Landtagswahlen in Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz

7./8. April, Fulda: Forum Kommunistischer Arbeitsgemein-
schaften. Fulda, DGB-Jugendbildungsstätte

11. April, Berlin: Hauptversammlung der DaimlerChrysler AG
[http://www.DaimlerChrysler.de], ICC, Kritische Aktionäre
protestieren gegen Rüstungsproduktion und Ermordung von
Gewerkschaftern, Kontakt Kritische Aktionäre DaimlerCh-
rysler, Paul Russmann: 0711/608396. Kontakt: Dachverband
Kritische AktionärInnen, Henry Mathews, Schlackstr. 16,
50737 Köln, Tel.: 0221/5995647, Fax: 0221/5991024. E-Mail:
critical_shareholders@compuserve.com Internet: www.kriti-
scheaktionaere.de

14. bis 16. April, bundesweit: Ostermarsch – Demonstrationen
und andere Aktionen

26. April, Ludwigshafen: Hauptversammlung der BASF AG,
Kritische Aktionäre protestieren gegen Gentechnik, Umwelt-
verseuchung und Arbeitsplatzvernichtung, Kontakt vor Ort:
06457/89041. Kontakt: Dachverband Kritische AktionärIn-
nen, Henry Mathews, Schlackstr. 16, 50737 Köln, Tel.:
0221/5995647, Fax: 0221/5991024. E-Mail: critical_sharehol-
ders@compuserve.com . Internet: http://www.kritischeaktio-
naere.de

27. April, Köln: Hauptversammlung der Bayer AG, Messe, Kri-
tische Aktionäre protestieren gegen Gentechnik, Umweltver-
seuchung, etc., Kontakt: Koordination gegen Bayer Gefahren,
Tel.: 0211/333911, e-mail: cbgnetwork@aol.com . Kontakt:
Dachverband Kritische AktionärInnen, Henry Mathews,
Schlackstr. 16, 50737 Köln, Tel.: 0221/5995647, Fax:
0221/5991024, E-Mail: critical_shareholders@compuserve.
com , Internet: http://www.kritischeaktionaere.de

4.-6. Mai, Düsseldorf: Bundesparteitag der FDP

5.-9. Mai, Lübeck: 24.o. Gewerkschaftstag der GEW

24.- 27. Mai, Erlangen: IPPNW-Kongress „Medizin und Ge-
wissen“. Kongress-Büro: Fichtenstr. 39, 91054 Erlangen, Tel.:
09131/816830, Fax: 09131/816831, e-mail: medigew@aol.com,
http://www.medizinundgewissen.de (Mo-Do 9.30-12 Uhr).


